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THEMEN

VORWORT UND THEMEN

THEMENDie Ukraine ist tot, es lebe die Ukra-

ine! Das ist angesichts von fast 

täglich neu bekannt werdender 

Gräueltaten fast schon zynisch. Laut 

Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg 

könnte der Krieg noch mehrere Jahre 

andauern. Dabei hat er schon jetzt 

schlimme Auswirkungen auf  

Menschen, Umwelt und Wirtschaft. 

 

Im neuen ExportManager liegt der 

Schwerpunkt auf den umfangreichen 

Sanktionen des Westens gegen Russland. 

Zu diesem Thema hat am 30. März ein 

Forum unseres Verlages stattgefunden. 

Den dazugehörigen Beitrag lesen Sie auf 

Seite 16. Im Anschluss daran analysieren 

Rechtsexpertinnen und Rechtsexperten 

die Sanktionsregimes en detail. 

 

In der neuen Ausgabe finden Sie außer-

dem aktuell sehr relevante Beiträge zur 

staatlichen und privaten Exportfinanzie-

rung. Wir werfen außerdem einen 

genauen Blick auf Belarus, Rumänien und 

Japan, die in ganz unterschiedlichen  

Verhältnissen zu Russland stehen. All das 

lege ich Ihnen nahe und wünsche eine 

erkenntnisreiche Lektüre! 

 

Jörg Rieger

VERKAUFEN
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Mitten im  
Ukraine-Krieg
Die Republik Belarus sieht sich 
mit unzähligen Sanktionen aus 
dem Westen konfrontiert, weil 
Machthaber Lukaschenko  
Russland unterstützt und schon 
zuvor bei der Migration den 
Unmut der EU auf sich gezogen 
hat. Nun steht das Land mit  
seinen 9,4 Millionen Einwohnern 
vor einer veritablen Wirtschafts-
krise.

Die wirtschaftlichen Aussichten der 
Republik Belarus haben sich drama-
tisch verschlechtert, nachdem Russ-

land mit Unterstützung von Belarus in die 
Ukraine einmarschierte. Russland nutzt(e) 
belarussisches Territorium als Basis für den 
Abschuss militärischer Raketen und die 
Entsendung von Luft- und Bodentruppen. 
Darüber hinaus wird die russische Armee 
durch die wirtschaftliche Infrastruktur und 
den Nachschub von Belarus aus unter-
stützt. 

Auf die belarussische Unterstützung 
Russlands reagierten die USA und das 
Vereinigte Königreich (Top-11- bzw. Top-
5-Exportpartner von Belarus) zunächst 
mit Sanktionen, die sich gegen 24 Perso-
nen und Einrichtungen sowie zwei staat-
liche Banken richteten. Die EU, zweit-
größter Exportpartner, der 19,3% aller 
belarussischen Exporte erhält, ging noch 
weiter und nahm 42 Personen ins Visier 
(Einfrieren ihrer Vermögenswerte und 
Verhängung eines Reiseverbots), 

schränkte aber auch den Handel mit 
Maschinen in der Tabakindustrie, minera-
lischen Brennstoffen, Kali zur Herstellung 
von Düngemitteln, Holz und Zementpro-
dukten ein. Darüber hinaus sind die Aus-
fuhren von Eisen- und Stahlerzeugnis-
sen, Gummierzeugnissen sowie von 
Gütern und Technologien, die auch für 
militärische und sicherheitspolitische 
Zwecke verwendet werden könnten, 
betroffen. 

Kein Handel mit der Ukraine

Insgesamt sind mittlerweile 70% aller 
Ausfuhren in die EU von Handelsverbo-
ten betroffen (inklusive vorhergehender 
Sanktionen), wobei gegen 702 Personen 
und 53 Unternehmen Sanktionen ver-
hängt wurden. Der Handel mit der 
benachbarten Ukraine, die 11% aller 
Warenexporte abnimmt und damit die 
drittwichtigste Exportdestination für 
Belarus ist, brach vollständig zusammen – 
auch weil die ukrainische Nationalbank 
jeglichen Devisenhandel mit dem Bela-
russischen Rubel untersagte. Russland, 
der wichtigste Handelspartner, auf den 
45% aller belarussischen Exporte und 
50% aller Importe entfallen, wird seine 
Unterstützung erhöhen, kann aber die 
Sanktionen des Westens nicht vollständig 
ausgleichen. 

Der private Konsum (57% des BIP) wird in 
diesem Jahr zurückgehen, da die Inflation 
aufgrund gestiegener Energiepreise in die 

Belarus steht fest an der Seite von Russland und hat sich damit von bedeutenden Märkten abgekapselt.
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Christiane von Berg
Chefvolkswirtin für Nord-
europa & Belgien, Coface

christiane.von-berg@ 
coface.com 
www.coface.com
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Höhe schnellen dürfte und dadurch die 
Kaufkraft der Bevölkerung schmälert. Dies 
wird die belarussische Bevölkerung hart 
treffen, auch weil sich die gesunkenen 
Beschäftigungszahlen infolge der Pande-
mie noch nicht vollständig erholt haben 
und sich die Situation aufgrund politischer 
Unruhen im Jahr 2021 sogar noch ver-
schärft hat.

„Der private Konsum wird in diesem 
Jahr zurückgehen, da die Inflation 
aufgrund gestiegener Energiepreise 
in die Höhe schnellen dürfte und 
dadurch die Kaufkraft der Bevölke-
rung schmälert. Dies wird die  
belarussische Bevölkerung hart tref-
fen, auch weil sich die gesunkenen 
Beschäftigungszahlen infolge der 
Pandemie noch nicht vollständig 
erholt haben und sich die Situation 
aufgrund politischer Unruhen im 
Jahr 2021 sogar noch verschärft 
hat. Darüber hinaus werden private 
Investitionen zurückgehen, da 
inländische und vor allem ausländi-
sche Investoren – mit Ausnahme der 
russischen – durch den militärischen 
Konflikt abgeschreckt werden. “

Darüber hinaus werden private Investitio-
nen (22% des BIP) zurückgehen, da inlän-
dische und vor allem ausländische Inves-
toren – mit Ausnahme der russischen 
– durch den militärischen Konflikt abge-
schreckt werden. Zusammengenommen 

dürfte Belarus 2022 daher in die stärkste 
Rezession seit der belarussischen Wirt-
schaftskrise 2015/16 stürzen.

Weitere Leitzinserhöhungen zu 
erwarten

Die belarussische Zentralbank hatte ihren 
Leitzins 2021 um 150 Basispunkte auf 
9,25% angehoben und Ende Februar 2022 
eine weitere Zinserhöhung um 275 Basis-
punkte auf 12% beschlossen. Auf diese 
Weise reagiert sie auf die extreme Abwer-
tung des Belarussischen Rubel, der im Feb-
ruar innerhalb weniger Tage 20% gegen-
über dem Euro und US-Dollar einbüßte. 
Weitere Erhöhungen des Leitzinses zur 
Stabilisierung des Rubel sind in nächster 
Zeit zu erwarten.

Vor 2019 importierte Belarus russisches Öl 
zu einem subventionierten Preis, raffi-
nierte es und verkaufte es dann zum höhe-
ren Weltmarktpreis. Dies war eine der 
Haupteinnahmequellen für die öffentliche 
Finanzierung. Seit 2019 hat Russland sein 
Zoll- und Steuersystem für Öl geändert. 
Die russischen Subventionen beim Ein-
kauf wurden abgeschafft und stattdessen 
die Raffinerien direkt vom Staat unter-
stützt.

Hiervon profitieren russische Raffinerien, 
während belarussische Raffinerien leer 
ausgehen und somit der Ölhandel zu 
einem Minusgeschäft für Belarus wurde. 
Im Jahr 2021 hatten beide Staaten jedoch 

ausgehandelt, dieses System ab Jan- 
uar 2022 wieder etwas umzubauen, um 
die entstehenden Verluste für Belarus zu 
minimieren. Ob dies angesichts der hohen 
Kriegskosten Russlands so umgesetzt 
wird, bleibt fraglich.

Staatsverschuldung steigt weiter

Das öffentliche Defizit könnte aufgrund 
etwas geringerer Verluste aus dem Ölge-
schäft und wegen der geringeren Ausga-
ben im Zusammenhang mit Covid-19 
zurückgehen (auf ca. 3% des BIP), was aber 
nicht verhindern wird, dass die Staatsver-
schuldung weiter steigt (51% des BIP). 
Mehr als 90% dieser Schulden lauten auf 
ausländische Währungen.

Die Auslandsverschuldung (70% des BIP) 
verteilt sich zu gleichen Teilen auf den 
Staat und private Unternehmen. 81% die-
ser Schulden werden von Russland gehal-
ten. Die Leistungsbilanz sollte sich von 
einem leichten Überschuss in ein deutli-
ches Defizit verwandeln, wenn die Sankti-
onen des Westens im Warenhandel und 
bei den Auslandsinvestitionen greifen.

Das letzte Band zum Westen gekappt

Das Verhältnis zwischen Belarus und dem 
Westen war bereits Ende 2021 auf einem 
Tiefpunkt. Präsident Alexander Luka-
schenko wurde im August 2020 bei Parla-
mentswahlen wiedergewählt, die als 

unfrei angesehen wurden und bei denen 
es zu massiven Wahlfälschungen gekom-
men war. Das gewaltsame Vorgehen von 
Lukaschenkos Regime gegen Demons-
tranten veranlasste die EU, die USA, das 
Vereinigte Königreich und Kanada, eine 
erste Runde von Sanktionen zu verhän-
gen. Im Mai 2021 wies die belarussische 
Flugsicherung ein irisches Flugzeug, das 
von Griechenland nach Litauen unter-
wegs war, zur Notlandung in Belarus an, 
um dann einen belarussischen Oppositi-
onsjournalisten, der sich an Bord befand, 
zu verhaften. Dies führte zu weiteren und 
strengeren Sanktionen seitens des Wes-
tens. 

Als Vergeltung inszenierte Lukaschenko 
eine Migrantenkrise, indem er Migranten 
aus Afghanistan, dem Irak und Syrien 
anlockte, sie nach Belarus einfliegen ließ 
und sie dann in Richtung EU-Grenzen 
drängte. Lettland, Litauen und Polen 
schlossen ihre Grenzen, sodass die Mig-
ranten ohne jede Perspektive in den Wäl-
dern ausharren mussten. Dies wiederum 
führte zu zusätzlichen Sanktionen. Eine 
weitere Eskalation dieser Sanktionsspirale 
konnte damals der russische Präsident 
Wladimir Putin noch verhindern, vor allem 
da die belarussische Wirtschaft zu einem 
Großteil von Russland abhängig ist. Auf-
grund dieser extrem hohen politischen 
wie wirtschaftlichen Abhängigkeit Luka-
schenkos von Moskau musste daher Bela-
rus als De-facto-Satellitenstaat Russlands 
den Krieg aktiv unterstützen.�

http://www.exportmanager-online.de
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Rumäniens  
Wirtschaft leidet 
unter Ukraine-
Krieg
Hunderttausende Flüchtlinge 
haben bereits die rumänisch-
ukrainische Grenze passiert. Für 
das kriselnde osteuropäische 
Land ist diese Welle ein weiterer 
Kraftakt neben der Corona-Pan-
demie. Doch die Unterstützung 
vonseiten der EU sowie der 
neuen Regierung ist groß.

In Rumänien hat sich erst Ende Novem-
ber des vergangenen Jahres eine neue 
Regierungskoalition unter Nicolae Ciuca 

gebildet. Zuvor war die Mitte-Rechts-Koa-
lition von Premierminister Florin Citu zer-
brochen, nachdem sie das Vertrauen des 
Parlaments wegen Meinungsverschie-
denheiten über Haushaltspläne und Jus-
tizreformen verloren hatte. Die neue 
große Koalition – inklusive der dominie-
renden Parteien Rumäniens (Sozialdemo-
kraten und Liberale) – verfügt über eine 
starke parlamentarische Mehrheit, sodass 
wieder politische Stabilität Einzug halten 
und die Skepsis der Bevölkerung gegen-
über politischen Eliten überwunden wer-
den könnte. 

Die nächsten Präsidentschaftswahlen ste-
hen erst wieder im November 2024 an. 
Streitigkeiten innerhalb der Drei-Parteien-
Koalition und der Wunsch, die Macht der 
Hauptparteien einzuschränken, könnten 
die Regierung aber weiterhin von not-
wendigen Reformen wie der Justizreform 
abhalten – und die Anti-Covid-19-Impf-
strategie behindern. Das geringe Ver-
trauen in Institutionen ist ein wesentli-
cher Faktor für die niedrige Impfrate im 
Land (42% Ende März) sowie die schwere 
Corona-Welle im vergangenen Herbst 
und den ersten beiden Monaten dieses 
Jahres. Letztendlich könnte die rechtsext-
reme Opposition davon profitieren, dass 
die strukturellen Probleme Rumäniens 

nicht angegangen werden. Gleichzeitig 
ist das Land mit steigendem Inflations-
druck, Sicherheitsrisiken und Flüchtlings-
strömen infolge des Krieges in der Ukra-
ine konfrontiert. 

Nachdem der Mindestlohn, das Kinder-
geld und die Renten angehoben wurden, 
hat die Regierung Maßnahmen ergriffen, 
um die explodierenden Lebenshaltungs-
kosten aufgrund der hohen Energie- und 
Lebensmittelpreise abzumildern. Anfang 
März kündigte die Regierung an, ein Pro-
gramm zur Entlastung der Haushalte und 
Unternehmen von hohen Energiepreisen 
bis März 2023 zu verlängern.

Anstieg der Militärausgaben

Der russische Krieg in der Ukraine hat viel-
fältige Auswirkungen auf die Regierungs-
politik und die öffentlichen Finanzen. Da 
die Ukraine ein Nachbarland und das 
Schwarze Meer anfällig für militärische 
Zusammenstöße ist, kündigte die Regie-
rung eine Erhöhung des Sicherheitsbud-
gets von 2,0 auf 2,5% des BIP an – und 
geht somit über das Nato-Ziel hinaus. 
Kurzfristig ist Rumänien auch mit starken 
Handelsstörungen im Zusammenhang 
mit Problemen im Seehandelsverkehr aus 
der Ukraine und Russland konfrontiert.

Die Energiepolitik kommt ebenfalls auf 
den Prüfstand, da die neue Regierung auf 
erneuerbare und nukleare Energiequellen 
setzen will, um die Unabhängigkeit der In Rumäniens Norden sind viele Ukrainerinnen und Ukrainer über die Grenze geflüchtet.
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Energieversorgung anzustreben und 
nicht mehr auf russisches Gas angewiesen 
zu sein. 

Der Krieg in der Ukraine macht Rumänien 
auch zum Ziel vieler Flüchtlinge. Zum  
21. März hatten binnen weniger Wochen 
fast eine halbe Million Menschen die 
Grenze passiert, davon wollen 80.000 vor-
erst im Land bleiben.

Die fiskalischen Kosten könnten dank 
finanzieller Unterstützung der EU abge-
mildert werden. Alle diese Maßnahmen 
werden jedoch Einfluss haben auf die 
geplante Konsolidierung der öffentlichen 
Finanzen und die Reduzierung des hohen 
Haushaltsdefizits von 6,7% auf 5,6% des 
BIP. Um das Defizit zu begrenzen, hat die 
Regierung angekündigt, die Löhne im 
öffentlichen Sektor einzufrieren. Das Land 
will zudem von EU-Programmen profitie-
ren. Zur Eindämmung der Inflation (8,5% 
im Februar) hat die Zentralbank den Zins-
satz am 9. Februar von 2,0% auf 2,5% 
erhöht. Im Oktober 2021 lag der Leitzins 
noch bei 1,5%. Weitere Zinserhöhungen 
sind wahrscheinlich, da der Krieg in der 
Ukraine die Energiepreise weiter in die 
Höhe treiben wird.

Das Wachstum schwächt sich ab

Die Versuche der Regierung, die Energie- 
und Lebensmittelpreise zu drücken, 
dürfte die Wirtschaftstätigkeit in Rumä-
nien belasten. Zudem haben sich Liefer-

kettenprobleme, insbesondere im wichti-
gen Automobilsektor, verschlimmert. Sie 
treffen die Fertigungsproduktion und 
damit auch das Exportvolumen. Eine 
zurückgehende EU-Nachfrage, insbeson-
dere aus der deutschen Automobilindus-
trie, anhaltende pandemiebedingte Unsi-
cherheit – wovon auch Investitionen im 
Gesundheitssektor betroffen sind – und 
eine durch verringerte Kaufkraft rückläu-
fige Binnennachfrage werden das reale 
BIP-Wachstum beeinträchtigen.

Die Januar-Prognose der Weltbank von 
4,3% wird vermutlich schon bald nach 
unten korrigiert. Das hohe Leistungsbi-
lanzdefizit (über 5% des BIP) und das 
geschwächte Investitionsvertrauen dürf-
ten den langsamen Abwertungsdruck 
auf den rumänischen Leu aufrechterhal-
ten. Die heimische Währung hat in die-
sem Jahr bis Ende März 2,5% und seit 
Januar 2021 mehr als 12% gegenüber 
dem US-Dollar verloren hat. Auf der 
anderen Seite dürfte der EU-Wiederauf-
baufonds die Investitionen ankurbeln, 
sodass Rumänien das Ruder noch her-
umreißen kann.�

Ausführliche Länderberichte finden Sie auf 
der Seite www.credendo.com.
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Beziehungen 
ändern sich
Wladimir Putins Griff nach der 
Ukraine hält die Welt in Atem. 
Während sich täglich die  
Ereignisse überschlagen, bezieht 
Japan Stellung. Nippon reagiert 
auf die aggressiven Expansions-
versuche des russischen 
Präsidenten – gesellschaftlich 
und politisch.

Seit Jahren befindet sich Japan mit 
Russland in Territorialverhandlungen. 
Die südlichsten Inseln des Kurilen-

Archipels gehören seit 1991 zu Russland, 
werden jedoch von Japan beansprucht. 
Auch auf die Gefahr hin, dass sich Japans 
Verhandlungsposition bezüglich der 
Inseln verschlechtert, stellt sich das Land 
sehr deutlich im Schulterschluss mit den 
USA, Europa und anderen Ländern hinter 
die Ukraine. Als ersten Schritt gewährte 
die japanische Regierung der Ukraine 
humanitäre Soforthilfe in Höhe von  
100 Mio USD, nachdem Putin losmar-
schierte.

Japan handelt im Einklang mit den EU-
Sanktionen. Es gilt zu zeigen, dass 
abscheuliche Taten auch große Opfer mit 
sich bringen. Nippon hat sich für den Aus-
schluss ausgewählter russischer Banken 
eingesetzt und damit Russlands Aus-
schluss vom SWIFT mitgetragen. So hat 
sich Japan auch den Sanktionen gegen die 
russische Zentralbank angeschlossen und 
deren Devisen eingefroren – rund 10% 
russischer Devisen sind in Yen angelegt. 

Wie die anderen Staaten, die Haltung zei-
gen, wird Japan unter den Auswirkungen 
des SWIFT-Rauswurfs von Russland lei-
den. Gleichwohl erhöhen die geballten 
Maßnahmen den Druck auf die russische 
Wirtschaft – und somit auf Präsident 
Putin. Zudem hat Japan die Vermögens-
werte des russischen Präsidenten und 
über 30 weiterer russischer Vertreter ein-
gefroren – um zu zeigen, dass man den 

Einmarsch in die Ukraine nicht duldet. 
Auch wurden Visa für russische Beamte, 
die mit prorussischen Separatistenregio-
nen in der Ostukraine in Verbindung ste-
hen, vorerst ausgesetzt. 

Russlands Rolle als internationaler Ener-
gieversorger ist für viele Länder ein kriti-
scher Punkt. Die japanische Regierung 
hatte der EU bereits zusätzliche Gasliefe-
rungen nach Europa zugesagt – solange 
die Energieversorgung des heimischen 
Marktes gewährleistet ist. Japanische 
Unternehmen sollen prüfen, ob sie ihre 
LNG-Importe zusätzlich nach Europa 
umleiten könnten, nachdem eine stabile 
Versorgung in der Heimat sichergestellt 

ist. Rund 40% der Gaslieferungen Europas 
kommen aus Russland. Und wenn Russ-
land als Antwort auf die vielzähligen 
Sanktionen der Welt den Gashahn 
zudreht, sind solche Notfallpläne essenzi-
ell. Doch das ist sicher nicht der Grund, 
weshalb Japan selbst an den gemeinsa-
men Öl- und Gasprojekten auf der nörd-
lich von Japan gelegenen russischen Insel 
Sachalin festhält, statt auch hier streng zu 
sanktionieren. Die dort geförderten Volu-
mina sind eigentlich eher gering. Die japa-
nischen Handelshäuser fürchten aber, 
dass China oder Indien die Anteile Japans 
zügig übernehmen würden und somit 
eine schmerzhafte Auswirkung für Russ-
land ausbliebe.

Viele Japanerinnen und Japaner haben im Ukraine-Krieg von Anfang an Flagge gezeigt.
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Dem Aufruf des ukrainischen Präsidenten 
Wolodymyr Selenskyj, im Kampf gegen 
Russland eine „internationale Legion“ zu 
bilden, folgen längst nicht nur EU-Ein-
wohner. Japan hat sich zwar nach dem 
Zweiten Weltkrieg eine „pazifistische 
Gesellschaft“ verordnet, der russische 
Übergriff bringt aber einige Vertreter des 
friedlichen Volkes dazu, gegen die Kreml-
Truppen und für die Bevölkerung der 
Ukraine ins Feld zu ziehen. 

Solidarität auf den Straßen

Der Krieg in der Ukraine löste starke Emo-
tionen in der japanischen Bevölkerung 
aus. Hunderte Menschen füllten die Stra-
ßen Tokyos während Protesten gegen die 
russische Invasion. Insbesondere viele der 
in Japan lebenden Russen zeigten ihr 
Unverständnis über Putins Handeln und 
protestierten gemeinsam mit Ukrainern 
und anderen ausländischen Staatsbür-
gern Japans in Tokyo friedlich gegen die 
Invasion. Und dabei blieb es nicht, Solida-
rität wurde auch in klingender Münze 
gezeigt. Mehr als 34 Mio EUR an privaten 
Spenden von 150.000 Japanern gingen 
Mitte März an die Ukraine. 

Kabinettschef Hirokazu Matsuno hatte 
zudem Ende Februar angekündigt, dass 
Japan ukrainische Flüchtlinge aufnehmen 
wird – auch wenn „jemand nicht als Asyl-
suchender im Sinne der Flüchtlingskon-
vention gilt“. Zumindest wird diskutiert, 
die Familienangehörigen der rund 1.900 in 

Japan lebenden Ukrainer unkompliziert 
ins Land zu lassen. Darüber hinaus werden 
auch russische, politische Flüchtlinge auf-
genommen, die sich öffentlich gegen 
Putins Krieg ausgesprochen haben. Das ist 
ein Quantensprung in Japans sonst sehr 
restriktiver Flüchtlingspolitik. Bis Mitte 
März hatte Japan bereits 73 ukrainische 
Flüchtlinge aufgenommen, sie alle erhiel-
ten ein Aufenthaltsvisum, finanzielle 
Unterstützung und eine Arbeitserlaubnis.

Bei den Ansprachen in zahlreichen Staats-
parlamenten warb der ukrainische Präsi-
dent Wolodymyr Selenskyj jeweils indivi-
duell um Unterstützung gegen den 
russischen Angriffskrieg. Nachdem er 
gegenüber den USA die Angriffe auf Pearl 
Harbour und das World Trade Center the-
matisierte, rechnete man in Japan mit der 
Erwähnung des Atombombenabwurfs in 
Hiroshima und Nagasaki. Stattdessen 
ging der ukrainische Präsident auf Japans 
Führungsanspruch in Asien ein.

Die Angst vor unvorhergesehenen Aus-
brüchen Russlands ist nicht zu leugnen. 
Die japanischen Fluggesellschaften Japan 
Airlines (JAL) und All Nippon Airways 
(ANA) zogen Konsequenzen und stoppten 
zunächst sämtliche Passagierflüge von 
und nach Europa. JAL bindet inzwischen 
Europa über London an und fliegt über 
Grönland und Alaska nach Japan. Die 
Alaska-Route nahm auch Japans Premier 
Fumio Kishida, als er nach Europa flog, um 
Mitte März am G-7 Gipfel in Brüssel teilzu-
nehmen. Die noch aus Zeiten des Kalten 

Krieges bekannten Strecken werden nun 
wiederbelebt. ANA fliegt Europa über die 
Südroute via Kasachstan und die Türkei an. 
Diese logistischen Umstellungen führen 
zu zahlreichen Ausfällen, längeren Flug-
strecken und erhöhten Treibstoffbedarfen 
und somit letztlich höheren Kosten.

Ruhe in Tschernobyl?

Japan stellt sich nach dem Atombomben-
abwurf in Hiroshima und Nagasaki im 
August 1945 sehr deutlich gegen Kern-
waffen. Natürlich verurteilt Japan – wie 
der Rest der Welt – Russlands erfolgte 
Atomwaffendrohung. Experten der Fuku-
shima University hatten nach dem kata-
strophalen Unfall in dem ukrainischen 
Atomkraftwerk Tschernobyl im Jahr 1986 
gemeinsam mit der ukrainischen Regie-
rung an radioaktiven Materialien 
geforscht. Doch aktuell ist kein direkter 
Kontakt zu den Forschungseinrichtungen 
in der Ukraine möglich.

Seit 2017 engagiert sich das Institute of 
Environmental Radioactivity in der Präfek-
tur Fukushima in einem gemeinsamen 
Projekt mit der Ukraine. Die Präfektur 
Fukushima erlebte 2011 selbst einen 
schweren nuklearen Unfall im Kernkraft-
werk Fukushima Daiichi, der durch das 
Tohuka- Erdbeben verursacht worden 
war. Ab März 2022 sollten fünf Forscher 
des japanischen Instituts vor Ort in Tscher-
nobyl arbeiten, um Forschungsgeräte zu 
beschaffen, Proben zu entnehmen und 

den Betrieb der Geräte zu überwachen. 
Die dazu geplante Reise wurde ausge-
setzt und die ukrainischen Forscher sehen 
eine Weiterführung des Projektes aktuell 
als schwer umsetzbar an. Die Angst, dass 
durch Kriegsschäden nukleares Material 
in die Umwelt gelangen könnte, sorgt für 
zusätzlichen Druck. 

Selenskyi betonte in seiner Videoanspra-
che die Gefahren russischer Angriffe auf 
Tschernobyl und zog damit Parallelen zu 
den drohenden Gefahren des Austritts 
von radioaktivem Material bei den Kern-
kraftwerken in Fukushima.

Warum scheint sich Japan aktuell mehr 
und schneller zu engagieren als sonst? 
Japan ist kein Nato-Mitglied, allerdings 
besteht eine langjährige Kooperations-
partnerschaft. Zudem ist Japan G-7-Mit-
glied und steht ohne Frage im Verbund 
demokratischer Staaten. Deshalb ist der 
Schulterschluss der drittstärksten Welt-
wirtschaftsmacht mit der EU und den USA 
folgerichtig und nötig. Neben den wirt-
schaftlichen Verbindungen Japans zu den 
asiatischen und pazifischen Nachbarn 
über die Handelsabkommen TPP und 
ASEAN ist selbstverständlich das politi-
sche Bündnis mit der EU und den USA 
essenziell. Japan bemüht sich wie Deutsch-
land seit Langem um einen ständigen Sitz 
im UN-Sicherheitsrat. So ist zu vermuten, 
dass US-Präsident Joe Biden Japans Pre-
mier Kishida während eines virtuellen Tref-
fens im Januar auf den gemeinsamen 
Ukraine-Kurs eingeschworen hat.�

http://www.exportmanager-online.de
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Nachhaltige 
Geschäftsmodelle
Weltweit steht die Industrie vor 
der Herausforderung, nachhalti-
ger und klimaverträglicher zu 
werden. Das wird viele Unter-
nehmen in eine Krise stürzen – 
andere hingegen beginnen 
schon heute, die Chancen für 
sich zu entdecken.

Geredet wird schon lange, doch die 
Scheu vor einem radikalen Umbau 
der Unternehmen hin zu mehr Kli-

maverträglichkeit ist hoch. Nun jedoch ist 
der Druck durch Medien, Gesetzgeber, 
Wissenschaftler – und nicht zuletzt durch 
die Klimawirklichkeit – so groß geworden, 
dass es mit punktuellen Änderungen 
wohl schon kurzfristig nicht mehr getan 
sein wird. Das Geschäftsmodell vieler 
Unternehmen wird in den nächsten Jah-
ren nachhaltiger werden müssen. Nur 
weiß bislang kaum ein Unternehmer, wie 
ein „Sustainable Business Model“ (SBM) 

entwickelt und erfolgreich umgesetzt 
wird. Klar ist nur, es wird nicht einfach.

Am Anfang steht das Umdenken, der Blick 
auf das eigene Geschäftsmodell muss 
erweitert werden. Erfolg wird bisher am 
wirtschaftlichen Wert gemessen; Kenn-
größen sind dafür zumeist Ertrag, Rendite, 
auch Resilienz gegenüber externen 
Schocks. Für ein SBM ist eine „Triple Bot-
tom Line“ notwendig: Neben den finanzi-
ellen Kenngrößen werden auch soziale 
und umweltrelevante Auswirkungen 
gemessen. Bislang geschieht das schon in 

CSR- und Nachhaltigkeitsberichten, doch 
in der Regel sind diese Bereiche finanziel-
len Belangen untergeordnet. 

Dauerhaft kann man aber keine Bottom-
Line auf Kosten der anderen Aspekte opti-
mieren. Zugegeben: Die Berechnung ist 
schwierig, weil etwa verursachte Umwelt-
kosten zum größten Teil noch nicht vom 
Unternehmen getragen werden müssen. 
Und schon heute lässt sich zwar der Wert 
einer CO2-Einsparung in eine Finanzgröße 
übersetzen, doch allein die Messung der 
CO2-Produktion ist sehr aufwendig. „Es ist 
ein großer bürokratischer Aufwand, den 
CO2-Aufwand für ein einzelnes Produkt zu 
ermitteln – und Unternehmen haben teils 
Tausende Produkte“, erläutert Eric Hey-
mann von Deutsche Bank Research. Vor 
allem aber: Wie wird der positive Wert 
eines sozialeren Arbeitsvertrags gemes-
sen? Auch in Zukunft kann es nicht für 
alles ein Euro-Äquivalent geben.

Der schwierige Weg zur „Triple  
Bottom Line“

Die zweite große Herausforderung liegt 
im Umbau des Unternehmens. Nicht nur 
das Controlling, alle Schnittstellen und 
Entscheidungskriterien müssen dem 
neuen Ziel-Dreiklang angepasst werden: 
etwa die Auswahl der Materialien, Bonus-
regelungen, die Preisgestaltung, die Länge 
der Wertschöpfungskette. Es reicht fast 
nie, nur an einer Stellschraube zu drehen. 
Damit wird aber ein eigentlich bestens 

Aus Gebrauchtem etwas nachhaltig Sinnvolles zu schaffen wird künftig immer bedeutender.
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Boris Karkowski, Chefredakteur „results. 
FinanzWissen für Unternehmen“. Veröffentli-
chung mit freundlicher Genehmigung der 
Deutschen Bank. Diesen und weitere Beiträge 
finden Sie HIER
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geölter Apparat massiv gestört, weil Res-
sourcen umverteilt, bewährte Bestand-
teile der Produktion ausgetauscht und 
neue Technologien eingeführt werden. 
„Und das alles, ohne dass der Unterschied 
für den Kunden unbedingt sichtbar ist“, 
ergänzt Heymann.

Die dritte harte Nuss ist das Spinnen eines 
nachhaltigen Netzwerks, das heute oft 
globale Lieferketten umfasst. So wie sich 
ein Händler mit verspätet gelieferter Ware 
schwertut, seine Umsatzziele zu errei-
chen, so fällt es dem Outdoor-Ausstatter 
Patagonia schwer, seine Umweltziele zu 
erreichen – die Textilien bspw. für die 
Regenjacken basieren auf Erdöl. Der regu-
latorische Druck – Stichworte: Shell-Urteil, 
Lieferkettengesetz – wächst, Unterneh-
men können sich nicht mehr allein auf 
ihren „Wertschöpfungsanteil“ zurückzie-
hen.

Produkt und Dienstleistung  
im Sinne der Nachhaltigkeit

In Summe ist das eine Herkulesaufgabe. 
Genau an diesen Stellen aber können 
innovative Unternehmen, die den Nach-
haltigkeitsgedanken zum Geschäfts-
zweck erheben, ansetzen. Wer es anderen 
Unternehmen zu fairen Preisen und ver-
lässlichen Rahmenbedingungen ermög-
licht, nachhaltiger zu wirtschaften, der 
wird selbst wirtschaftlich erfolgreich. Ein 
spannender Ansatz ist das in den vergan-
genen Jahren populär gewordene „hyb-

ride Leistungsbündel“. Die im Englischen 
auch „Product-Service System“ (PSS) oder 
– mit Schwerpunkt auf B2B-Geschäfte – 
„Industrial PSS“ genannten Ansätze ver-
binden Produkt und Dienstleistung zu 
einem für den Kunden schon aus operati-
ven und finanziellen Gründen attraktiven 
Gesamtangebot.

„Wenn neben dem Produkt gleich die 
Wartung angeboten wird, erhöht 
das die Lebensdauer und senkt den 
Ressourcenverbrauch. Auch beim 
Pay-per-Use-Modell steigt der 
Anreiz des Herstellers, langlebige 
Produkte anzubieten; sein 
Geschäftsmodell wird mit einem 
längeren und wenig wartungsinten-
siven Produktzyklus rentabler. 
Moderne Monitoring-Technologie 
ermöglicht es, dass Nutzer bei 
einem sorglosen Umgang mit dem 
ihnen nicht gehörenden Produkt 
sanktioniert werden können.“

Und es hilft der Nachhaltigkeit: Wenn 
neben dem Produkt gleich die Wartung 
angeboten wird, erhöht das die Lebens-
dauer und senkt den Ressourcenver-
brauch. Auch beim Pay-per-Use-Modell 
steigt der Anreiz des Herstellers, langle-
bige Produkte anzubieten; sein Geschäfts-
modell wird mit einem längeren und 
wenig wartungsintensiven Produktzyklus 
rentabler. Moderne Monitoring-Technolo-
gie ermöglicht es, dass Nutzer bei einem 

sorglosen Umgang mit dem ihnen nicht 
gehörenden Produkt sanktioniert werden 
können. Die Beispiele für PSS-Geschäfts-
modelle sind ganz unterschiedlich:

Die besten Voraussetzungen für den Erfolg 
haben Firmen, die andere Unternehmen 
beliefern, in deren Kostenblock aber nur 
einen geringen Anteil ausmachen.

•	� Ein Anlagenhersteller hilft mit seinem 
Entwicklungs-Know-how, mit Simula-
tionen und anderen Anpassungen, 
den Betrieb der Anlagen zu optimie-
ren. Diese Beratung wird vom Kunden 
eingekauft, der damit die Effizienz sei-
ner Anlagen steigert und Ressourcen 
einspart. Die Voith-Tochter Deutsche 
Industriewartung oder Thyssenkrupp 
Industrieservice gehen diesen Weg 
schon länger.

•	� Hersteller oder Betreiber unterschied-
licher Verkehrsmittel schließen sich zu 
einem integrierten Mobilitätsnetz 
zusammen. Per Software kann die 
optimale Route und Verkehrsmittel-
nutzung errechnet werden, sodass 
Autofahrten entfallen oder nur noch 
ein Baustein der Gesamtstrecke sind.

Neben dem PSS-Ansatz sind die Substitu-
tion klimaschädlicher Produkte und Pro-
zesse, die Kreislaufwirtschaft oder die 
Skalierung weitere mögliche Ansätze. Ein 
typisches Beispiel ist die Plastiktüte – 
überall dort, wo Papier und Pappe keine 
Alternative sind, wird vermehrt biologisch 

abbaubarer Kunststoff eingesetzt, wie sie 
z.B. BIO-FED produziert.

Allerdings kann sich dabei herausstellen, 
dass nicht alle SBMs in der Realität so 
umweltfreundlich sind wie erwartet. Elek-
tromobilität trifft auch deshalb auf viel 
Widerstand, weil die Produktion der Bat-
terien eine große Belastung für Umwelt 
und Mensch darstellen kann und die Ent-
sorgung bei überschaubarer Lebensdauer 
schwierig ist. Auch die Elektroroller in den 
Innenstädten sind umstritten – ersetzen 
sie wirklich die Auto- oder Busfahrt oder 
nicht eher den Fußweg? Welche Belas-
tung entsteht durch den hohen Verschleiß 
der Roller?

Gebraucht statt neu

„Noch sind Ökoprodukte sehr häufig in 
der Nische“, weiß Heymann. Mit wachsen-
dem Nachhaltigkeitsbewusstsein der 
Abnehmer dürfte auch die Bereitschaft zu 
entsprechenden Mehrausgaben steigen. 
Doch diese Art der Refinanzierung nach-
haltiger Investitionen und Substitution ist 
in zweifacher Hinsicht endlich. Wenn 
bestimmte Eigenschaften vom Kunden 
vorausgesetzt oder vom Gesetzgeber vor-
geschrieben werden, ist der geschäftliche 
Erfolg wie zuvor von traditionellen Krite-
rien abhängig. 

Zudem ist die Zahl der Konsumenten, die 
einen Aufpreis für Nachhaltigkeit zu zah-
len bereit oder in der Lage sind, begrenzt. 

http://www.exportmanager-online.de
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Erste Überlegungen wie die Initiative 
„Right to Repair“ in den USA zeigen andere 
mögliche SBMs auf: An die Stelle des Ver-
kaufs von Neuprodukten rücken die Aufar-
beitung und Reparatur bestehender Pro-
dukte stärker in den geschäftlichen Fokus. 
Auch hier ist Patagonia bereits engagiert: 
Der Gebrauchtverkauf soll für den Out-
door-Ausstatter künftig ebenso wichtig 
werden wie der Neuverkauf.

Kleinere Dienstleister, die bspw. den Aus-
tausch fest verbauter Smartphone-Akkus 
anbieten, handeln allerdings meist außer-
halb der Garantiezone. Für viele Konsum-
produkte lohnt sich eine Reparatur nicht, 
auch weil die Innovationszyklen immer 
kürzer werden. Während im Softwarebe-
reich Updates dafür sorgen, dass auch 
ältere Produkte auf dem Stand des aktuell 
Machbaren sind, hinkt die Hardware meist 
hinterher. Nur mit einem konsequenteren 
modularen Aufbau von Hardware, die 
einen schnellen Austausch bestimmter 
Komponenten ermöglicht, lässt sich hier 
gegensteuern.

Viele Wege zur Nachhaltigkeit

Langlebigkeit und Reparatur einen Markt. 
Der nordhessische Fahrradnabenhersteller 
Rohloff bietet Wartung und Ersatzteile 
auch für mehr als 20 Jahre alte Produkte 
an. Ob solche Geschäftsmodelle jedoch 
aus der Nische herauskommen, hängt von 
der Bepreisung der externen Herstellkos-
ten ab. Bislang wird fast immer der Ausstoß 

umweltschädlicher Stoffe (CO2-Steuer oder 
auch Abwassereinleitungsgebühren) 
bepreist, die externen Kosten für den Res-
sourcenverbrauch bei der Herstellung wer-
den dagegen nur geringfügig berücksich-
tigt. Ob sich nachhaltige Geschäftsmodelle 
dank Ressourceneinsparungen oder der 
Substitution umweltschädlicher Materia-
lien und Prozesse tragen und nicht vom 
Premiumansatz abhängen, wird also zu 
einem erheblichen Teil von der Bepreisung 
umweltschädigenden Verhaltens beein-
flusst.

Auch der Premiumansatz kann aber im 
B2B-Segment funktionieren. Die span-
nendsten Geschäftsmodelle werden nicht 
die Unternehmen haben, die auf die 
Bereitschaft der Konsumenten zählen 
müssen, eine Prämie für Nachhaltigkeit zu 
zahlen. Die besten Voraussetzungen für 
den Erfolg haben Firmen, die andere 
Unternehmen beliefern, in deren Kosten-
block aber nur einen geringen Anteil aus-
machen. Die Hersteller und Lieferanten 
von Industriegasen profitieren z.B. schon 
lange davon, ein unersetzliches, aber 
nicht sehr teures Produkt zu verkaufen. 
Wer hier Nachhaltigkeit liefern kann, der 
wird nicht lange über den Preis diskutie-
ren müssen – die Abnehmer werden die 
umweltfreundlichen Gase gern in ihre 
Berichte aufnehmen. Von solchen Nischen 
wimmelt die Wirtschaft – die meisten aber 
wollen erst noch entdeckt werden. Das ist 
ein Dorado für Unternehmer, die mit 
nachhaltigen Geschäftsmodellen den 
nachhaltigen Erfolg suchen. �

Anzeige
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Staatliche 
Absicherung in 
Krisenzeiten
Die staatliche Kreditversicherung 
gilt als Sicherheitsnetz im Export. 
Mit dem Krieg zwischen  
Russland und der Ukraine  
können die Hermesdeckungen 
der Bundesrepublik zeigen, was 
in ihnen steckt.

Wer Geschäfte in Russland, Belarus 
und der Ukraine macht, wurde in 
den vergangenen Wochen auf 

eine harte Probe gestellt. Die Infrastruktur 
der Ukraine ist größtenteils zerstört. Wirt-
schafts- und Finanzsanktionen machen 
der russischen Wirtschaft schwer zu schaf-
fen, viele ausländische Unternehmen 
haben das Land verlassen oder ihre 
Geschäftsbeziehungen bis auf Weiteres 
gestoppt. Und auch der Kreditversicherer 
Euler Hermes, der als Mandatar des Bun-
des staatliche Exportgarantien vergibt, 
hat reagiert: Er sichert – wie auch die 
anderen Exportkreditversicherer – neue 
Geschäfte in Russland und Belarus nicht 

mehr ab. Für bestehende Verpflichtungen 
gelten strenge Regeln. Die Exportkredit-
garantien schützen vor Zahlungsausfällen 
aufgrund politischer oder wirtschaftlicher 
Risiken. Politische Risiken werden häufig 
als KTZM-Risiken bezeichnet (Konvertie-
rungsrisiken, Transferrisiken, Zahlungs-
verbot oder Moratorium), während die 
wirtschaftlichen Risiken in der Nichtzah-
lung oder Insolvenz des Schuldners lie-
gen.

Die aktuelle Situation in Russland, Belarus 
und der Ukraine verdeutlicht die Viel-
schichtigkeit der oben dargelegten Risi-
ken. 

Was ist zu tun, damit die  
vorhandene Deckung hält?

Die bestehenden Verpflichtungen der 
Deckungsnehmer, also der Exporteure 
und Banken, richten sich nach der beste-
henden Deckung – sowohl für den Zeit-
raum vor als auch nach dem Versand der 
Ware. Im Wesentlichen sind es drei ver-
schiedene Deckungen entlang der Liefer-
kette: vom Zeitpunkt des Einkaufs bis zur 
Produktion, also während der Fertigungs-
phase des Exportgutes (Fabrikationsrisi-
kodeckung), sowie zum Zeitpunkt der Lie-
ferung die Absicherung der Ausfuhrrisiken 
in Kombination mit der Finanzierung des 

Nanette Bubik
Head of Export Finance,  
Landesbank Baden- 
Württemberg

nanette.bubik@lbbw.de 
www.lbbw.de

Exportkreditgarantien sollen vor Zahlungsausfällen schützen. Doch wenn es in bestimmten Ländern düster wird, ist eine enge Abstimmung notwendig.
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Exportgeschäftes (Lieferantenkredit- und 
gebundene Finanzkreditdeckung).

„In der aktuellen Situation ist eine 
enge Abstimmung des Deckungs-
nehmers mit Euler Hermes  
unabdingbar. Deckungsnehmer ist 
entweder der Exporteur (Lieferan-
tenkreditdeckung) oder die Bank 
(Finanzkreditdeckung). Beide haben 
die Verpflichtung, alle Umstände, 
die die Gefahr des jeweiligen 
Geschäfts erhöhen, anzuzeigen.“

In der aktuellen Situation ist eine enge 
Abstimmung des Deckungsnehmers mit 
Euler Hermes unabdingbar. Deckungs-
nehmer ist entweder der Exporteur (Lie-
ferantenkreditdeckung) oder die Bank 
(Finanzkreditdeckung). Beide haben die 
Verpflichtung, alle Umstände, die die 
Gefahr des jeweiligen Geschäfts erhö-
hen, anzuzeigen. In Bezug auf Russland 
kann dies bspw. das von Präsident Wladi-
mir Putin am 5. März 2022 erlassene 
Dekret Nummer 95 sein, das neue Regu-
larien für Zahlungen über 10 Mio RUB an 
ausländische Kreditgeber vorschreibt. 
Auch wenn die Regelungen noch nicht 
abschließend klar definiert sind und 
auch Ausnahmeregelungen beantragt 
werden können, stellen unseres Erach-
tens die eventuellen Einschränkungen in 
Bezug auf Transfer und Konvertierung 
eine Risikoerhöhung dar, die entspre-
chend anzuzeigen ist.

Ein zwar anders gelagertes Beispiel, 
jedoch mit gleicher Wirkung, nämlich die 
Anzeige gefahrenerhöhender Umstände, 
zeigt sich mit Bezug auf die Ukraine. Ein 
Unternehmen, Kreditnehmer unter einem 
Finanzkredit, hat Produktionsanlagen in 
der Zentralukraine (in der Nähe von Kiew). 
Hier können sich die kriegerischen Hand-
lungen so ausdehnen, dass Produktions-
anlagen zerstört oder enteignet werden. 
Zudem sind Umsatzeinbrüche wahr-
scheinlich, da Lieferketten und Rohstoff-
zufuhr teilweise unterbrochen sind, oft-
mals Arbeitskräfte fehlen (wehrpflichtige 
Männer wurden einberufen) und zusätz-
lich noch die Absatzmärkte wegbrechen, 
um die gerade noch produzierte Ware 
abzusetzen. Damit verschlechtert sich die 
wirtschaftliche Lage und damit die Fähig-
keit, den Kapitaldienst zu erbringen – 
auch dies ist anzuzeigen.

Weitergehende Pflichten

Die enge Abstimmung und Kommunika-
tion mit Euler Hermes allein ist aber nicht 
ausreichend. Im Nachgang zur Meldung 
des gefahrenerhöhenden Umstandes 
müssen alle Aktionen wie bspw. die Fort-
führung der Produktion oder weitere Lie-
ferungen und Leistungen, ggf. gefolgt 
von Auszahlungen unter der Finanzkre-
ditdeckung, genehmigt werden. Es müs-
sen Maßnahmen zur Schadensminderung 
ergriffen werden. Darunter fällt u.a. die 
Einforderung der vertragsgemäßen Erfül-
lung des Kreditvertrages (in der verein-

barten Währung). Die Akzeptanz der 
schuldbefreienden Zahlung in russischen 
Rubel auf ein sogenanntes C-Konto bei 
der russischen Zentralbank würde dem 
entgegenstehen. Werden sämtliche Ver-
pflichtungen erfüllt, springt die Kreditsi-
cherung von Euler Hermes ein und zeigt 
damit, dass eine Absicherung nicht nur 
wichtig ist, sondern dass die Mechanis-
men auch tatsächlich funktionieren.

Moderater Exportanteil,  
große Sekundäreffekte

Russland zählt laut Statistischem Bundes-
amt zu den 15 wichtigsten Handelspart-
nern der Bundesrepublik. 2021 exportier-
ten deutsche Unternehmen vor allem 
Maschinen, Kraftwagen und Kraftwagen-
teile sowie chemische Erzeugnisse nach 
Russland. Auf die Gesamtexporte gerech-
net steht Russland aber nur für 2,3% des 
deutschen Außenhandels. Die Anteile der 
Ukraine und von Belarus sind noch gerin-
ger. Dennoch trifft es bestimmte Unter-
nehmen und Branchen besonders hart: 
Der Verband Deutscher Maschinen- und 
Anlagenbau (VDMA) beziffert das Export-
volumen seiner mehr als 3.500 Mitglieder 
nach Russland, Belarus und in die Ukraine 
auf 7 Mrd EUR. Bei Euler Hermes zählt 
Russland neben der Türkei zu den klassi-
schen Märkten für hermesgedecktes 
G e s c h ä f t .  2 0 2 0  e n t f i e l e n  m i t 
2,47 Mrd Euro rund 15% des Deckungs-
volumens von insgesamt 16,7 Mrd Euro 
auf Russland.

Die vergleichsweise moderate Bedeutung 
der Handelspartner im Osten darf nicht 
über die Herausforderungen hinwegtäu-
schen, vor denen Unternehmen und 
finanzierende Institute jetzt stehen. Wie 
kann eine entsprechende Logistik auf-
rechterhalten werden, wenn ein wesentli-
cher Teil der Arbeitskräfte aus Belarus und 
Ukraine kam? Woher können Rohstoffe, 
Kabelbäume oder Eisen, Stahl und Holz 
bezogen werden? Wie kann der wegfal-
lende Absatzmarkt kompensiert werden? 
Welche neuen Märkte können erschlos-
sen werden? Wie wirkt sich der Preisan-
stieg aus? 

In solch einer Situation ist es eine große 
Erleichterung, wenn der Exporteur es 
dann schafft, die Maschine an den Impor-
teur in der Ukraine auszuliefern. Gegen 
Vorlage vertragskonformer Dokumente, 
die die Lieferung belegen, erhält er die 
Kaufpreiszahlung direkt von der LBBW. So 
ist das vor einigen Wochen geschehen. 
Nach Nachweis der Lieferung und Geneh-
migung durch Euler Hermes konnten die 
Zahlungen aus dem gebundenen Finanz-
kredit an den Exporteur vorgenommen 
werden. Und das unabhängig davon, dass 
ein erhöhtes Risiko besteht und dass die 
Rückzahlungen eventuell nicht erbracht 
werden können.

Wer seine Exportgeschäfte gut abgesi-
chert hat, dürfte nun umso dankbarer 
sein für das Sicherheitsnetz.�
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Es geht auch 
ohne staatliche 
Deckung
Die staatliche Exportfinanzierung 
greift nur unter bestimmten  
Voraussetzungen. Das ist gerade 
in wirtschaftlich und politisch 
instabilen Ländern eine hohe 
Hürde. Die private Absicherung 
kann nicht nur in solchen Fällen 
eine gute Alternative sein.

Die Exportfinanzierung ist ein Instru-
ment, mit dem der Exportabsatz 
unterstützt wird. Der potenzielle 

Käufer einer Ware wird mit einer Export-
finanzierung in die Lage versetzt, seine 
Investition besser, schneller, zu günstige-
ren Konditionen und mit geringeren 
zusätzlich zu stellenden Sicherheiten zu 
finanzieren als in seinem lokalen Markt. 
Seine Kaufbereitschaft wird dadurch posi-
tiv beeinflusst und eine Kaufentschei-
dung oft beschleunigt. Exportfinanzie-
rung ist deshalb eine Form der Absatzfi-
nanzierung. 

Der Begriff Exportfinanzierung scheint 
häufig fast untrennbar mit einer staatli-

chen Exportkreditgarantie (Hermesde-
ckung) verbunden zu sein. Diese Verknüp-
fung ist keinesfalls zwingend, hat für 
finanzierende Banken aber viel Charme. 
Die staatliche Deckung führt bspw. zu 
einer erheblichen Entlastung des Eigen-
kapitals. Der staatlich gedeckte Teil einer 
Exportfinanzierung – in der Regel 95% 
des Kreditbetrages – muss nicht mit 
Eigenkapital unterlegt werden.

Auch für Exporteure ist eine Hermesde-
ckung sehr attraktiv, wenn mit längeren 
Zahlungszielen verkauft wird. Die staatli-
che Deckung kann aber nach den Regeln 
des sogenannten OECD-Konsensus auch 
Nachteile haben. Diesem Regelwerk müs-

sen sich alle staatlichen Exportkreditversi-
cherer in Europa unterwerfen.

Der OECD-Konsensus verlangt bspw., 
dass ein Mindestanteil an Waren am 
Gesamtwert des Exportgeschäfts aus dem 
Land stammt, dessen staatliche Export-
kreditgarantie genutzt werden soll. Für 
eine Hermesdeckung muss ein Exportauf-
trag mindestens 51% Waren enthalten, für 
die es ein deutsches Warenursprungs-
zeugnis gibt. Ausnahmen sind möglich, 
bedürfen aber einer guten Begründung 
und einer Einzelfallentscheidung des 
Bundes.

Immer dann, wenn ein Exportauftrag 
auch zugekaufte Komponenten enthält 
oder der Exporteur selbst verschiedene 
Komponenten in verschiedenen Ländern 
fertigt, kann diese Regelung zu Einschrän-
kungen führen. Weiterhin erfordert der 
OECD-Konsensus z.B. eine Anzahlung des 
Käufers in Höhe von mindestens 15% des 
Auftragswertes. Auch diese 15% können 
in manch einem Geschäftsansatz eine 
Hürde sein. Regeln sind nun mal Regeln. 
Die staatlichen Exportkreditgarantien 
sind allerdings nicht alternativlos.

Private Exportfinanzierung  
für Osteuropa

Dies gilt in besonderem Maße für Exporte 
nach Osteuropa. Es ist anzunehmen, dass 
Belarus und Russland aufgrund der aktu-
ellen Ereignisse für längere Zeit als Export-Einer für alle, alle für einen: Bei der Absatzfinanzierung ist in bestimmten Ländern Kooperation gefragt.
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märkte entfallen und Liefergeschäfte in 
die Ukraine zumindest so lange kaum zu 
finanzieren sein werden, bis eine klare 
und beständige Lage entsteht. Mit Aus-
nahme der Republik Moldau sprechen wir 
in Osteuropa daher derzeit nur noch von 
Exportmärkten, die auch Mitglieder der 
EU sind. 

Hier bieten private Kreditversicherungen 
– bspw. eine „Single Risk Cover Police“ der 
Coface Deutschland – attraktive Alterna-
tiven. Die „Single Risk Cover Police“ ist 
eine Kreditversicherung speziell für die 
Absicherung von Einzel-Investitionsgü-
tern, z.B. die Fertigung, Lieferung und 
Montage von Maschinen und Anlagen, 
und deckt ein genauso breites Spektrum 
von Risiken ab wie eine staatliche Export-
kreditgarantie:

•	� Fabrikationsrisiko (Pre-Shipment-
Risk): alle Selbstkosten bis zur Liefe-
rung, inklusive „Bestellerrisiko“

•	� politische Risiken: Transfer- oder Zah-
lungsverbote, politisch veranlasste 
Import- oder Exportverbote, auch bei 
Drittlandsfertigung

•	� Delkredere-Risiko (Post-Shipment-
Risk) bei langfristiger Ratenrückzah-
lung

•	� eingeschlossen: Kaufpreisforderung 
inklusive vereinbarter Kreditkosten, 
Frachten, Montageleistungen ab Lie-
ferung

•	� Nicht-Transfer des Kaufpreises durch 
Insolvenz der ausländischen Akkredi-
tivbank

•	� Nicht-Transfer durch politische Ereig-
nisse bei Zahlung durch „Akkreditiv 
(L/C)“, falls keine separate Bestätigung 
einer deutschen Bank vorliegt

•	� einfache Nichtzahlung („Protracted 
Default“) inklusive Inkasso weltweit

Keine Beschränkung ausländischer 
Zulieferanteile

Es gibt keine prozentuale Beschränkung 
ausländischer Zulieferanteile. Auch aus-
ländische Tochtergesellschaften in der EU 
können in den Versicherungsschutz integ-
riert werden und die mindestens erfor-
derliche Anzahlung ist mit 10% etwas 
geringer als bei staatlichen Exportkredit-
garantien. 

Mit diesem Schutz können Exportfinan-
zierungen mit Laufzeiten von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren gestaltet wer-
den. Die maximale Zeitspanne, Einzelhei-
ten des Engagements und die Prämien 
hängen vom Rating des Importlandes 
und der Bonität des Käufers ab. Für Auf-
tragsvolumen zwischen 500.000 und  
5 Mio EUR bietet sich ein Lieferantenkre-
dit an. Dieser belastet allerdings die Liqui-
dität und verlängert die Bilanz des Expor-
teurs. 

Coface und die TraFinScout GmbH haben 
deshalb eine Lösung geschaffen, die ein 
„Single Risk Cover“ direkt mit einer Forfai-
tierung, dem Ankauf der Forderungen aus 
einem Lieferantenkredit, kombiniert. Die-
ses kombinierte Produkt kann über die 
Plattform von TraFinScout direkt online 
beantragt werden. So sichert sich ein 
Exporteur nicht nur gegen Zahlungsaus-
fälle, sondern macht aus einem Verkauf auf 
Raten ein Bargeschäft. Der Kaufpreis für die 
Forderungen wird ausgezahlt, sobald ver-
tragsgemäß geliefert wurde und Kopien 

der Lieferdokumente (bei Seefracht z.B. Bill 
of Lading, Commercial Invoice und 
Packaging List) vorgelegt wurden. 

Auch eine Verlängerung der Bilanz aus 
wachsenden Forderungsbeständen wird 
vermieden. Die Forfaitierung ist im Sinne 
eines „True Sale“ gestaltet. Das wirtschaft-
liche Eigentum an den Forderungen geht 
auf die ankaufende Bank über und der 
Selbstbehalt des Exporteurs aus der Kre-
ditversicherung ermöglicht eine „ganz 
überwiegende“ Übertragung des Boni-
tätsrisikos. Damit werden die Kriterien 
eines bilanziellen Abgangs der Forderun-
gen beim Exporteur grundsätzlich erfüllt. 
Gleichwohl ist jedem Exporteur empfoh-
len, den Einzelfall mit seinem Wirtschafts-
prüfer abzustimmen. Diesem obliegt auf 
Grundlage der jeweils anwendbaren 
Bilanzierungsstandards die Beurteilung, 
ob der Einzelfall sich als „True Sale“ qualifi-
ziert.

In Verbindung mit einer privaten Kredit-
versicherung ist auch ein Bestellerkredit, 
ein direkter Kredit einer deutschen Bank 
an den ausländischen Besteller, gestalt-
bar. Der Aufwand ist bei einem privat 
gedeckten Bestellerkredit deutlich grö-
ßer als bei einer Forfaitierung. Er reicht 
vom Onboarding des ausländischen 
Kunden mit den erforderlichen Prozes-
sen (Know-Your-Customer-Prinzip und 
Geldwäscheprävention) bis zur Kreditdo-
kumentation. Auftragswerte sollten hier-
für deshalb oberhalb von ca. 2 Mio EUR 
liegen.�

Kombination aus „Single Risk Cover“ und Forfaitierung: 

Exporteure können das über eine Plattform beantragen. 
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Russland-Forum: 
Was Exporteure 
jetzt tun müssen
Die Sanktionen gegen Russland 
beschäftigen derzeit viele Unter-
nehmen. Vier Vertreter zweier 
Anwaltskanzleien haben auf 
einem vom „ExportManager“  
veranstalteten Webinar über die 
Maßnahmen der Europäischen 
Union sowie der Vereinigten 
Staaten, aber auch Russlands dis-
kutiert und Fragen beantwortet. 
Worauf es jetzt ankommt.

Zum Äußersten, einem EU-Energieem-
bargo gegen Russland und komplet-
ten Ausfuhrverbot, kam es bisher 

zwar noch nicht. Die von der Europäischen 
Union und den USA verhängten Sanktio-
nen haben es aber dennoch in sich. Darü-
ber und über die russischen Vergeltungs-
maßnahmen diskutierten Nicholas Galb-
raith und Clinton K. Yu – beide Partner bei 
der US-amerikanischen Anwaltskanzlei 
Barnes & Thornburg LLP – sowie Tanja 
Galander und Marian Niestedt von der 
Hamburger Kanzlei GvW Graf von West-
phalen auf dem vom „ExportManager“ ver-
anstalteten Russland-Forum mit über 
170 Teilnehmerinnen und Teilnehmern.

Sowohl Barnes & Thornburg als auch  
Graf von Westphalen haben einen interna-
tionalen Fokus genau wie viele ihrer Man-
danten, die sich nach den umfassenden 
Sanktionsregimes gegen Belarus und Russ-
land mit nie dagewesenen Fragen kon-
frontiert sehen. Martin Brückner, Modera-
tor und Herausgeber des  „ExportManagers“, 
eröffnete das Webinar am 30. März mit 
dem Hinweis, dass der Ost-Ausschuss der 
Deutschen Wirtschaft noch Mitte Februar 
für 2021 einen Rekordhandel mit einem 
Volumen von über 500 Mrd EUR mit Osteu-
ropa bekannt gegeben hatte. „Russland 
war demnach unter den 29 Ländern der 
drittwichtigste Handelspartner für deut-
sche Unternehmen mit Exporten in Höhe 
von 27 Mrd EUR.“ 

Und jetzt?„Full stop. Der schreckliche 
Krieg in der Ukraine hält nun schon über 

einen Monat an“, sagte Brückner: „Die EU, 
die USA und viele andere Länder auf der 
Welt haben Sanktionen gegen Russland 
verhängt, die sich auf den Warenhandel 
sowie Finanztransaktionen beziehen oder 
die gegen bestimmte Personen wie Oli-
garchen gerichtet sind.“

Die aus den US-Sanktionen hervorgehen-
den Strafen, die vor allem in den soge-
nannten Export Administration Regulati-
ons (EAR) verankert sind, betreffen nicht 
nur amerikanische Exportfirmen, wie B&T-
Partner Yu zu Beginn deutlich machte. 
Vielmehr könnten alle Unternehmen, die 
Produkte, Software und Technologien mit 

amerikanischem Ursprung ausführen, 
von US-Exportkontrollen tangiert wer-
den, ergänzte Galbraith. Das Ziel von Stra-
fen seien überwiegend US-Personen – 
unabhängig davon, wo sie sich aufhielten 
und ihre Aktivitäten betrieben. Aber auch 
Nicht-Amerikaner könnten sanktioniert 
werden, wenn sie Güter oder Dienstleis-
tungen an gelistete Personen und Unter-
nehmen lieferten oder in bestimmte Akti-
vitäten involviert seien, so Galbraith 
weiter – z.B. solche, die das demokrati-
sche System unterliefen.

So betreffen die US-Sanktionen gegen 
Russland bspw. auch Lizenzgeber in den 

Jörg Rieger
Redaktion ExportManager

redaktion@exportmanager-
online.de
www.exportmanager- 
online.de

Die Protagonisten des Forums (von links oben nach rechts unten): Nicholas Galbraith, Marian Niestedt,  
Clinton K. Yu, Martin Brückner und Tanja Galander.
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Hilfen, die mit den Produkten und Tech-
nologien in Verbindung stehen. Ledig-
lich bei Luxusgütern sind solche Dienst-
leistungen und finanzielle Hilfen nicht 
erfasst; dafür gibt es bei den Luxusgü-
tern keine Ausnahmen“, erklärte Nies-
tedt, der auf Außenwirtschaftsrecht und 
Zoll spezialisiert ist.

„Hiesige Banken dürfen keine  
Einlagen von Russinnen und Russen 
bzw. von in Russland ansässigen 
bzw. niedergelassenen Personen 
oder Unternehmen mehr anneh-
men, die 100.000 EUR übersteigen. 
Der Handel mit bestimmten  
russischen Banken ist komplett 
untersagt. Weiterführende  
Sanktionen sind bspw. das  
Verbannen russischer Flugzeuge 
aus dem europäischen Luftraum, 
ein Sendeverbot für die russischen 
Staatsmedien RT und Sputnik in der 
EU sowie die Suspendierung von 
Russlands WTO-Status als ‚Most 
Favoured Nation‘.“

Galander, die bei GvW u.a. Russland, die 
Ukraine, Belarus und Kasachstan abdeckt, 
ging danach auf das umfassende Embargo 
gegen den russischen Finanzsektor ein. 
So dürften hiesige Banken keine Einlagen 
von Russinnen und Russen bzw. von in 
Russland ansässigen bzw. niedergelasse-
nen Personen oder Unternehmen mehr 
annehmen, die 100.000 EUR übersteigen. 

Der Handel mit bestimmten russischen 
Banken ist komplett untersagt, so die 
GvW-Rechtsanwältin. Weiterführende 
Sanktionen sind bspw. das Verbannen 
russischer Flugzeuge aus dem europäi-
schen Luftraum, ein Sendeverbot für die 
russischen Staatsmedien RT und Sputnik 
in der EU sowie die Suspendierung von 
Russlands WTO-Status als „Most Favoured 
Nation (MFN)“.

Nach den Experten-Vorträgen startete der 
Roundtable mit vielen Fragen zu den 
unterschiedlichsten Thematiken, darun-
ter zur Rolle des Ausschusses für Aus-
landsinvestitionen in den Vereinigten 
Staaten (CFIUS), des US-Außenministeri-
ums oder auch zum kommenden EU-US 
Trade and Technology Council, der Mitte 
Mai in Frankreich das nächste Mal zusam-
menkommt. Wird dort die Agenda von 
Russland dominiert werden? Davon gin-
gen alle vier Rechtsexperten auf dem 
Russland-Forum fest aus. 

Komplexe Due-Diligence-Prüfung

An Informationen rund um die Sanktio-
nen vonseiten der Behörden und anderen 
Organisationen mangelt es nicht. Es 
kamen zuletzt viele FAQs dazu, die u.a. 
von der EU oder vom Bundeswirtschafts-
ministerium bereitgestellt werden. „Ein 
Blick darauf ist sicherlich hilfreich“, so 
Niestedt. „Man sollte aber nichtsdesto-
trotz aufpassen, weil die Antworten nicht 
immer deckungsgleich sind.“ Das mache 

die Due-Diligence-Prüfung derzeit so 
komplex.

Die wohl am häufigsten in Richtung der 
Anwaltskanzleien gestellte Frage im Zuge 
der Russland-Sanktionen ist denn auch, 
welche Pflichten die Unternehmen haben. 
„Diese können umfassend und detailliert 
sein, aber eine grobe Richtschnur gibt es 
schon“, sagte Niestedt. Natürlich müsse 
man seine Vertragspartner checken – und 
alle Parteien, die in eine Transaktion invol-
viert sind, z.B. mit einem Screening-Tool. 
„Damit ist es aber nicht getan, damit man 
gelisteten Unternehmen oder auch Oligar-
chen, die nicht gelistete Firmen kontrollie-
ren, nicht unter Umständen verbotener-
weise indirekt wirtschaftliche Ressourcen 
bereitstellt.“

Man sollte neben dem Screening auch 
eine Internetrecherche betreiben und auf 
die Webseiten der Unternehmen gehen, 
um zu erfahren, wie die Eigentumsver-
hältnisse aussähen. „Das ist das Mindeste“, 
so der GvW-Partner. Das Problem mit Blick 
auf Russland seien allerdings häufig kom-
plizierte Beteiligungsstrukturen mit 
Gesellschaften etwa auf Zypern oder den 
British Virgin Islands. 

„Dies geht zwar nicht so weit, dass man 
etwa mittels eines Privatdetektivs vor Ort 
Nachforschungen anstellen muss, aber 
einige Hintergrundchecks sind unab-
dingbar“, unterstrich Niestedt. „Die Anfor-
derung an die Sorgfaltspflichten gehen 
aufgrund der unsichtigen Beteiligungs-

Bereichen IuK-Technologien, Informati-
onssicherheit, Luftfahrt, Marine und 
Luxusgüter. Natürlich seien auch nahezu 
alle Militärgüter für Endnutzer sowie der 
Finanz-, Verteidigungs- und Energiesektor 
im Visier der Behörden. In den USA gebe 
es bereits einen (teilweisen) Importstopp 
für russisches Öl, Flüssiggas, Kohle, Mee-
resfrüchte, Alkohol und Diamanten. Man 
könne auch bestimmte Privilegien verlie-
ren, erklärte Yu: „Europäische Unterneh-
men können zum Ziel von sogenannten 
US-Sekundärsanktionen werden.“

Die vier Sanktionsrunden der EU

Nach der Übersicht über das US-Sankti-
onsregime thematisierten die GvW-Part-
ner Tanja Galander und Marian Niestedt 
die Maßnahmen der EU. Bisher habe es im 
Zuge des Ukraine-Krieges vier Sanktions-
runden gegeben, berichtete Niestedt: 
„Aber daran kann sich praktisch jeden Tag 
etwas ändern.“ Nach Russlands Annexion 
der Krim im Jahr 2014 hätte die EU bereits 
erste Sanktionen verhängt, z. B. im Ener-
giesektor. „Diese sind nun erheblich aus-
geweitet worden.“

Die meisten Maßnahmen seien neu hin-
zugekommen, etwa die Exportverbote 
bei hochentwickelten Technologien und 
Luxusgütern mit einem Wert von regel-
mäßig mindestens 300 EUR. Hier sei 
sogar bereits der Verkauf untersagt. „Das 
Verbot gegen einzelne Sektoren beinhal-
tet auch Dienstleistungen und finanzielle 
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strukturen meines Erachtens in der Praxis 
weiter als bei anderen Sanktionen, etwa 
die gegen den Iran.“ Seine Kollegin Galan-
der ergänzte, dass es mittlerweile Web-
seiten gebe, die russische Unternehmen 
listeten und mehr Informationen bereit-
hielten. „Auf der Homepage der russi-
schen Steuerbehörden werden etwa 
auch Auszüge aus dem Handelsregister 
und weitere Infos bereitgestellt, aller-
dings nur in russischer Sprache.“

„Russland hat Anfang März mit 
Gegenmaßnahmen auf die  
Sanktionsregimes geantwortet, die 
sich auch auf ausländische Firmen 
auswirken. Sie wurden hauptsäch-
lich verhängt, um die Kapitalmärkte 
in Russland zu schützen und zu ver-
hindern, dass ausländische Devisen 
in großem Stil abfließen. Die  
Maßnahmen beinhalten aber auch 
ein Exportverbot für rund 200 Pos-
ten wie technische Ausstattung, 
Medizintechnik oder Fahrzeuge. 
Teilweise gibt es aber auch  
Ausnahmen.“

Russland hat Anfang März mit Gegenmaß-
nahmen auf die Sanktionsregimes geant-
wortet, die sich auch auf ausländische Fir-
men auswirken. „Sie wurden hauptsächlich 
verhängt, um die Kapitalmärkte in Russ-
land zu schützen und zu verhindern, dass 
ausländische Devisen in großem Stil 
abfließen“, berichtete Galander: „Die Maß-

nahmen beinhalten aber auch ein Export-
verbot für rund 200 Posten wie technische 
Ausstattung, Medizintechnik oder Fahr-
zeuge. Teilweise gibt es aber auch Ausnah-
men.“ Die russischen Sanktionen sind 
gegen sogenannte unfreundliche Staaten 
gerichtet, zu denen alle EU-Mitglieder, die 
USA oder Kanada gehören – also v.a. sol-
che, die Russland zuvor wegen des Ukra-
ine-Krieges sanktioniert haben. Auch das 
Dekret, das die Bezahlungen der Gasliefe-
rungen in Rubel verlangt, zählt dazu. 
Zuletzt verhängte die russische Regierung 
nach Exportverboten für Holz, Getreide 
und Zucker auch noch einen Exportstopp 
für Raps und Sonnenblumenkerne zum  
1. April.

Wie es mit den Sanktionen der EU und 
den USA künftig weitergeht, darauf woll-
ten sich die vier Rechtsexperten des Russ-
land-Forums verständlicherweise nicht 
festlegen. Das seien politische Entschei-
dungen, die vom weiteren Kriegsverlauf 
abhingen. Einig war man sich auch in der 
Einschätzung, dass US- und EU-Behörden 
ihre künftigen Maßnahmen auch weiter-
hin sehr eng abstimmen würden.

Hinweise: Die Aufzeichnung des Russland-
Forums und die dazugehörigen Präsentati-
onen können Sie HIER abrufen. In der fol-
gendenRubrik „Liefern“ finden Sie zwei 
weitere Beiträge zum Thema. Der eine ana-
lysiert die einzelnen EU-Sanktionen aus-
führlich, der andere präsentiert neben Pra-
xisbeispielen einen Vergleich zu den 
US-Sanktionen.

Back to New Normal
Derzeit liegen die deutschen Exporte nach UK ein Viertel unter dem Wert des  
Vor-Brexit-Jahres 2015. Auch 2022 dürften administrative Hindernisse und  
Reisebeschränkungen den Austausch belasten. Doch am Horizont wird eine neue 
Normalität sichtbar, die den Austausch beider Länder wieder auf solide Beine stellt. 

Nutzen Sie die Gelegenheit, um digital folgende Experten zu treffen:

• Michael Schmidt, Präsident, British Chamber of Commerce in Germany e.V.

• Arne Mielken, Managing Director, Customs Manager Ltd.

• John Simkins, Head of Transport and Logistics, Santander UK

• Sam Galt, Network Banking Relationship Director, Santander UK

• Moderator: Martin Brückner, Herausgeber „ExportManager“

Weitere Infos und Anmeldung auf: 
https://www.exportmanager-online.de/events/foren/forum-uk

Webinar am  18. Mai 2022 
10:00 Uhr bis 12:00 Uhr

Veranstalter: Mitveranstalter:

Anzeige

http://www.exportmanager-online.de
https://exportmanager-online.de/events/foren/russland-forum/rueckblick
https://exportmanager-online.de/events/foren/forum-uk
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Was die fünf  
EU-Russland- 
Sanktionspakete 
bedeuten
Die Europäische Union (EU) hat 
seit dem 23. Februar 2022  
insgesamt fünf Sanktionspakete 
gegen Russland verhängt. Sie 
betreffen konkrete Personen, 
Organisationen und  
Einrichtungen, aber auch  
einzelne Sektoren. In diesem  
Beitrag werden die einzelnen 
Maßnahmen analysiert.

Die ersten Sanktionen gegen Russ-
land hat die EU bereits nach der völ-
kerrechtswidrigen Annexion der 

Krim 2014 eingeführt. In Reaktion auf die 
russische Anerkennung der beiden „Volks-
republiken“ Donezk und Luhansk am  
21. Februar und dem folgenden Überfall 
auf die Ukraine hat Brüssel die Sanktionen 
schrittweise erheblich erweitert und ver-
schärft.

Struktur der Russland-Sanktionen 
seitens der EU

Die von der EU als Folge der russischen 
Aggressionen gegen die Ukraine ver-
hängten Sanktionen können in drei Grup-
pen unterteilt werden:

•	� Sanktionen gegen natürliche und 
juristische Personen, Organisationen 
und Einrichtungen (POEs), die als Ver-
antwortliche für die völkerrechtswidri-
gen Handlungen gegenüber der Ukra-
ine identifiziert wurden: Diese 
personenbezogenen Sanktionen sind 
in der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 
(VO 269/2014) niedergelegt.

•	� Sektorspezifische Sanktionen gegen 
Russland: Diese sind in der Verord-
nung (EU) Nr. 833/2014 (VO 833/2014) 
niedergelegt. 

•	� Sektorspezifische Sanktionen in Bezug 
auf die von Russland besetzten ukrai-
nischen Gebiete: Diese sind in den 

separaten Verordnungen (EU) Nr. 
692/2014 (Krim und Sewastopol) und 
Nr. 2022/263 (Donezk und Luhansk) 
niedergelegt.

Die personenbezogenen Russland-
Sanktionen

Die personenbezogenen Sanktionen, die 
die EU im Zusammenhang mit den Hand-
lungen, die die territoriale Unversehrtheit, 
Souveränität und Unabhängigkeit der 
Ukraine untergraben oder bedrohen, ver-
hängt hat, wurden durch acht Durchfüh-
rungsverordnungen ausgeweitet: Durch-
führungsVOen 2022/260 und 2022/261 
vom 23. Februar 2022, DurchführungsVO 
2022/332 vom 25. Februar  2022, Durch-
führungsVO 2022/336 vom 28. Februar 
2022, Durchführungs-VO 2022/353 vom 

2. März 2022, DurchführungsVO 2022/396 
vom 9. März 2022, DurchführungsVO 
2022/427 vom 15. März 2022 und Durch-
führungs-VO 2022/581 vom 8. April 2022. 
Zusätzlich zu den ohnehin bereits geliste-
ten POEs wurden die personenbezoge-
nen Sanktionen auf insgesamt 898 wei-
tere natürliche russische und belarussische 
Personen ausgeweitet.

Darunter sind Staatspräsident Wladimir 
Putin, Außenminister Sergei Lawrow 
sowie weitere hochrangige Regierungs-
vertreter und Militärangehörige, sämtli-
che 337 Mitglieder der Russischen Duma, 
die für die Anerkennung der Staatlichkeit 
der „Volkrepubliken“ Donezk und 
Luhansk gestimmt hatten, die Minister 
und Mitglieder des „Volksrates“ der 
„Volksrepubliken“ Donezk und Luhansk, 
Propagandisten, Geschäftsführer russi-

Das Netz aus Sanktionen hat sich sehr eng um Moskau gezogen. 
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scher Staatsunternehmen und einfluss-
reiche Oligarchen. Um Umgehungen zu 
verhindern, wurden im Zuge des fünften 
Sanktionspakets außerdem eine Reihe 
von Familienmitgliedern der zuvor gelis-
teten Personen auf die Liste gesetzt wie 
etwa die beiden Töchter Putins und die 
Schwester des Oligarchen Alisher Usma-
now. Daneben wurden personenbezo-
gene Sanktionen gegen 32 Organisatio-
nen in Russland – darunter die russischen 
Banken Rossiya, Promsvyazbank, Vnes-
heconombank, Otkritie FC Bank, Novi-
kombank, Sovcombank und VTB Bank 
sowie mehrere russische Rüstungsunter-
nehmen – verhängt. Sie alle sind in den 
Anhang I der VO 269/2014 aufgenom-
men worden.

Eine Listung in Anhang I der VO 269/2014 
hat zur Folge, dass zum einen sämtliche 
in der EU befindlichen Gelder und wirt-
schaftlichen Ressourcen, die im Eigen-
tum oder Besitz der gelisteten POEs ste-
hen, eingefroren werden – mithin 
jegliche Formen der Bewegung, des 
Transfers, der Veränderung und der Ver-
wendung verhindert werden –, und zum 
anderen, dass es EU-Personen untersagt 
ist, den gelisteten POEs unmittelbar oder 
mittelbar Gelder und wirtschaftliche Res-
sourcen zur Verfügung zu stellen. An die 
gelisteten POEs dürfen mithin weder 
Güter ausgeliefert noch Zahlungen getä-
tigt werden.

Da nicht nur die unmittelbare, sondern 
auch die mittelbare Bereitstellung unter-

sagt ist, gilt das Bereitstellungsverbot 
auch gegenüber nicht gelisteten POEs, 
wenn von einer Weiterleitung der Gelder 
oder wirtschaftlichen Ressourcen an eine 
gelistete POE auszugehen ist. Letzteres 
steht regelmäßig zu befürchten, wenn 
das betreffende nicht gelistete Unterneh-
men mehrheitlich im Eigentum einer 
gelisteten POE oder unter deren Kontrolle 
steht. 

Auch bei Lieferungen innerhalb der EU 
oder bei innerdeutschen Lieferungen 
kann das Bereitstellungsverbot mithin 
relevant sein – zum einen, weil es sich bei 
dem Vertragspartner selbst um ein gelis-
tetes Unternehmen handeln könnte 
(wobei auch das Risiko verdeckter 
Beschaffungsversuche über einen „Stroh-
mann“ zu bedenken ist) und zum ande-
ren, weil der Vertragspartner eine nicht 
gelistete EU-Tochtergesellschaft einer 
gelisteten russischen POE sein könnte.

Aufgrund der Listung einer Vielzahl russi-
scher Oligarchen, die unmittelbar oder 
über diverse Holdinggesellschaften in 
großem Umfang Unternehmensanteile 
an EU-Unternehmen halten, stellt dies 
ein realistisches Risiko dar. Noch nicht 
abschließend geklärt ist, welcher Sorg-
faltsmaßstab insoweit anzusetzen ist, 
d.h., wie weitreichend EU-Unternehmen 
verpflichtet sind, in Bezug auf die Unter-
nehmensstrukturen ihrer Vertragspart-
ner nachzuforschen. Bestehen allerdings 
Hinweise auf die Beteiligung russischer 
POEs am Vertragspartner, dürfte ein 

erhöhter Sorgfaltsmaßstab anzusetzen 
sein.

Daneben enthält auch die VO 833/2014 
personenbezogene Beschränkungen in 
Art. 5aa – nämlich das Verbot, unmittel-
bar oder mittelbar Geschäfte zu tätigen 
mit einer in Anhang XIX aufgeführten 
POE, außerhalb der EU niedergelassenen 
POEs, die zu über 50% von einer in 
Anhang XIX aufgeführten POE gehalten 
werden, oder einer POE, die im Namen 
oder auf Anweisung einer in Anhang XIX 
aufgeführten POE handelt. In Anhang XIX 
aufgeführt sind etwa Rosneft, Transneft, 
Gazprom Neft, Kamaz Rostec oder Sov-
comflot.

Eine Listung in Anhang XIX der 
VO 833/2014 hat – anders als eine Listung 
in Anhang I der VO 269/2014 – zwar kein 
Einfrieren der in der EU gelegenen wirt-
schaftlichen Ressourcen der gelisteten 
POE zur Folge und insoweit geringere 
Konsequenzen für die gelistete POE. Die 
Konsequenzen sind dafür aber weiter, da 
mit den nach Anhang XIX gelisteten POEs 
nicht nur Transaktionen untersagt sind, 
die zu einer Bereitstellung von Geldern 
oder wirtschaftlichen Ressourcen zuguns-
ten dieser POE führen, sondern sämtliche 
Geschäftsaktivitäten. Ausnahmen beste-
hen insbesondere für Transaktionen, die 
unbedingt erforderlich sind für Kauf, Ein-
fuhr oder Transport von Erdgas und Erdöl 
sowie von bestimmten Metallen aus oder 
durch Russland in die Union, den EWR, die 
Schweiz oder den Westbalkan.

Die sektorspezifischen Russland-
Sanktionen

Neben den personenbezogenen Sanktio-
nen wurden auch die sektorspezifischen 
Sanktionen gegen Russland durch Erlass 
von acht Änderungsverordnungen erheb-
lich ausgeweitet und verschärft:  
VO 2022/262 vom 23. Februar 2022,  
VO 2022/328 vom 25. Februar 2022,  
VO 2022/334 vom 28. Februar 2022,  
VO 2022/345 und VO 2022/350 vom  
1. März 2022, VO 2022/394 vom  
9. März 2022, VO 2022/428 vom  
15. März 2022 und VO 2022/576 vom  
8. April 2022.

Güter- und dienstleistungsbezogene 
Beschränkungen: Vor der Eskalation 
des Ukraine-Konflikts enthielt die 
VO 833/2014 lediglich zwei güterbezo-
gene Beschränkungen in Bezug auf 
Russland. Zum einen handelte es sich 
um das Verbot, in Anhang I der Dual-
Use -Verordnung (EU )  2021/821  
(VO 2021/821) gelistete Dual-Use-Güter 
unmittelbar oder mittelbar an natürliche 
oder juristische POEs in Russland oder 
zur Verwendung in Russland zu verkau-
fen, zu liefern, zu verbringen oder auszu-
führen, wenn die Güter (potenziell) für 
militärische Zwecke und einen militäri-
schen Endnutzer bestimmt waren. Zum 
anderen galt eine Genehmigungserfor-
dernis für in Anhang II der VO 833/2014 
gelistete Güter, die für die Ölindustrie 
bei der Erdölexploration und -förderung 
in der Tiefsee und der Arktis zum Einsatz 
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kommen sowie bei Schieferölprojekten 
in Russland geeignet sind (insbesondere 
Rohre).

Die „neuen“ Russland-Sanktionen der EU 
verbieten nunmehr in Bezug auf folgende 
Güter Verkauf, Lieferung, Verbringung 
oder Ausfuhr an natürliche oder juristi-
sche POEs in Russland oder zur Verwen-
dung in Russland: 

•	� in Anhang I der VO 2021/821 gelistete 
Dual-Use-Güter (auch wenn sie nicht 
für einen militärischen Endverwender 
oder eine militärische Endverwen-
dung bestimmt sind), Art. 2 Abs. 1

•	� im neuen Anhang VII der VO 833/2014 
aufgeführte Güter aus den Bereichen 
Elektronik, Computer, Telekommunika-
tion, Informationssicherheit, Sensoren 
und Laser, Navigation und Luftfahrt-
elektronik, Meeres- und Schiffstechnik 
sowie Luftfahrt, Raumfahrt und 
Antriebe („Advanced Technology“), 
Art. 2a Abs. 1

•	� im Anhang II der VO 833/2014 aufge-
führte Güter für den Transport und zur 
Förderung von Öl und Gas, Art. 3 Abs. 1

•	� im neuen Anhang X der VO 833/2014 
aufgeführte Güter zur Ölraffination 
und zur Verflüssigung von Erdgas,  
Art. 3b Abs. 1

•	� im neuen Anhang XI der VO 833/2014 
aufgeführte Güter für die Verwendung 

in der Luft- und Raumfahrtindustrie, 
Art. 3c Abs. 1

•	� im neuen Anhang XVI der VO 833/2014 
aufgeführte Güter für die Schiffsaus-
rüstung, Art. 3f Abs. 1

•	� im neuen Anhang XVII I  der  
VO 833/2014 aufgeführte Luxusgüter, 
Art. 3h Abs. 1

•	� im neuen Anhang XX aufgeführte 
Flugturbinenkraftstoffe und Kraftstoff-
additive, Art. 3c Abs. 1

•	� im neuen Anhang XXIII aufgeführte 
Güter, die zur Stärkung der industriel-
len Kapazitäten Russlands beitragen 
könnten, Art. 3k Abs. 1.

Auch die Erbringung von technischer 
Hilfe, Vermittlungsdiensten oder anderen 
Diensten im Zusammenhang mit derarti-
gen Gütern sowie die Bereitstellung von 
Finanzmitteln oder Finanzhilfen für derar-
tige Güter oder Dienstleistungen sind 
grundsätzlich untersagt (außer im Zusam-
menhang mit Luxusgütern).

Jedoch enthalten die güter- und dienst-
leistungsbezogenen Verbote teilweise 
(anzeigepflichtige) Befreiungen oder 
(genehmigungspflichtige) Ausnahmen. 
Insbesondere Art. 2 und Art. 2a enthalten 
in ihren jeweiligen Absätzen 3 und 4 eine 
Reihe von (gleichlautenden) Befreiungs- 
und Ausnahmetatbeständen wie etwa 
Befreiungen für humanitäre Zwecke, 

medizinische oder pharmazeutische Zwe-
cke und Softwareaktualisierungen (wobei 
aber wie bei allen Ausfuhren gelisteter 
Dual-Use-Güter das allgemeine Genehmi-
gungserfordernis nach Art. 3 Abs. 1  
VO 2021/821 zu beachten ist). Auch gibt 
es etwa Ausnahmen für die maritime 
Sicherheit, zivile, nicht-öffentlich zugäng-
liche elektronische Kommunikations-
netze oder die ausschließliche Verwen-
dung durch Tochterunternehmen von 
EU-Gesellschaften. 

Die anderen güter- und dienstleistungs-
bezogenen Verbote enthalten Ausnah-
men und Befreiungen hingegen in 
wesentlich engeren Grenzen oder auch 
gar nicht. Daneben sehen die Verbote in 
vielen Fällen Ausnahmen für Altverträge 
vor, die vor dem Inkrafttreten des jeweili-
gen Verbotes geschlossen wurden. Die 
Inanspruchnahme einer solchen Altver-
tragsregel ist allerdings teilweise geneh-
migungsbedürftig; die Genehmigung 
muss zudem vor einem bestimmten 
Stichtag beantragt werden (Art. 2 Abs. 5 
und Art. 2a Abs. 5). In anderen Fällen ist 
keine Genehmigung (jedoch ggf. eine 
Anzeige) erforderlich; in diesen Fällen 
muss die Erfüllung vor einem bestimm-
ten Stichtag erfolgen (Art. 3 Abs. 4, 
Art. 3b Abs. 3, Art. 3c Abs. 5 und Art. 3k 
Abs. 3). Die Verbote, die Schiffsausrüs-
tung und Luxusgüter betreffen, sehen 
keine Altvertragsklausel vor.

Neben den güterbezogenen Ausfuhr- 
und Verkaufsverboten enthält die 

VO  833/2014 auch güterbezogene Ein-
fuhrverbote sowie darauf bezogene 
Dienstleistungsverbote und zwar für fol-
gende Güter mit Ursprung Russland oder 
aus Russland ausgeführt:

•	� im neuen Anhang XVII aufgeführte 
Eisen- und Stahlerzeugnisse, Art. 3g

•	� im neuen Anhang XXI aufgeführte 
Güter, die Russland erhebliche Einnah-
men erbringen (z.B. Meeresfrüchte, 
Kaviar, Zement, Düngemittel oder 
Holz), Art. 3i

•	� im neuen Anhang XXII aufgeführte 
Kohle und andere feste fossile Brenn-
stoffe, Art. 3j.

Sämtliche güterbezogenen Einfuhrver-
bote sehen Altvertragsregeln vor, wobei 
die Altvertragsregel betreffend Kohle am 
großzügigsten gestaltet ist (Erfüllung bis 
zum 10. August 2022). Nach Ablauf der 
Altvertragsregel sieht Art. 3i Abs. 4 zudem 
Einfuhrkontingente für bestimmte Dün-
gemittel vor.

Beschränkungen den russischen 
Finanzmarkt betreffend: Neben diesen 
neuen güterbezogenen Beschränkungen 
(samt Beschränkungen für auf diese 
Güter bezogene Dienstleistungen) hat 
die EU auch die finanziellen Beschrän-
kungen gegenüber Russland durch Neu-
fassung von Art. 5 sowie durch Einfügen 
der neuen Art. 5a bis 5m erheblich erwei-
tert.
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Neben den erweiterten Beschränkungen, 
die den Kauf, Verkauf und Handel mit 
übertragbaren Wertpapieren und Geldm-
arktinstrumenten (Art. 5 und Art. 5a) 
betreffen, wurden Transaktionen unter-
sagt, die im Zusammenhang stehen mit 
der Verwaltung von Reserven sowie von 
Vermögenswerten der russischen Zentral-
bank einschließlich Transaktionen mit 
juristischen POEs, die im Namen oder auf 
Anweisung der russischen Zentralbank 
handeln (Art. 5a Abs. 4). 

„Ferner wurden insgesamt sieben 
russische Banken vom SWIFT- 
System abgekoppelt – mit der Folge, 
dass keine Zahlungen in und aus 
der EU über diese Banken mehr 
abgewickelt werden können. Dies 
dürfte aufgrund der damit einher-
gehenden Zahlungsprobleme 
erhebliche Auswirkungen auf den 
Warenverkehr haben.“

Ferner sieht Art.  5b etwa ein Verbot der 
Entgegennahme von Einlagen von russi-
schen Staatsangehörigen, von in Russland 
ansässigen natürlichen Personen oder von 
in Russland niedergelassenen juristischen 
POEs vor, wenn der Gesamtwert der Einla-
gen der POE pro Kreditinstitut 100.000 EUR 
übersteigt sowie ein Verbot gegenüber 
den vorgenannten Personen, Dienstleis-
tungen im Zusammenhang mit Krypto-
wallets, Kryptokonten oder der Krypto-
verwahrung bereitzustellen, wenn der 

Gesamtwert der Kryptowerte pro Wallet, 
Konto oder Verwahrer 10.000 EUR über-
steigt. Daneben ist es verboten, auf eine 
amtliche Währung eines Mitgliedstaates 
lautende übertragbare Wertpapiere, die 
nach dem 12. April 2022 begeben wurden, 
an russische Staatsangehörige oder in 
Russland ansässige natürliche Personen 
oder an in Russland niedergelassene POEs 
zu verkaufen (Art. 5f ).

Ferner wurden insgesamt sieben russi-
sche Banken (Bank Otkritie, Novikom-
bank, Promsvyazbank, Bank Rossiya, Sov-
combank, Vnesheconombank und 
VTB  Bank) vom SWIFT-System abgekop-
pelt – mit der Folge, dass keine Zahlungen 
in und aus der EU über diese Banken mehr 
abgewickelt werden können. Dies dürfte 
aufgrund der damit einhergehenden Zah-
lungsprobleme erhebliche Auswirkungen 
auf den Warenverkehr haben – auch in 
Bezug auf Russland-Geschäfte, die weiter-
hin zulässig sind (neuer Art. 5h und neu 
eingefügter Anhang XIV). 

Daneben untersagt der neu eingefügte 
Art. 5i Verkauf, Ausfuhr und Lieferung von 
auf eine amtliche Währung eines Mit-
gliedstaats lautenden Banknoten an Russ-
land oder an POEs in Russland – ein-
schließlich der Regierung und der 
Zentralbank Russlands – oder zur Verwen-
dung in Russland. Auch dürfen keine 
Ratingdienste gegenüber russischen 
Staatsangehörigen oder in Russland 
ansässigen bzw. niedergelassenen POEs 
mehr erbracht werden (Art. 5j).

Ferner verbietet Art. 5k, die Vergabe 
öffentlicher Aufträge oder Konzessionen 
an russische Staatsangehörige oder in 
Russland niedergelassene natürliche oder 
juristische POEs, mehrheitlich von diesen 
gehaltene POEs oder an POEs, die im 
Namen oder auf Anweisung der vorge-
nannten POEs handeln. In Russland nie-
dergelassenen POEs, die sich zu über 50% 
in öffentlicher Inhaberschaft oder unter 
öffentlicher Kontrolle befinden, dürfen 
zudem keine Vorteile im Rahmen eines 
Unions- oder Euratom-Programms oder 
eines nationalen Programms eines Miet-
gliedstaats zukommen (Art. 5l). 

Zudem dürfen zugunsten von russischen 
Staatsangehörigen, in Russland ansässi-
gen Personen oder in Russland niederge-
lassenen POEs sowie von POEs, die von 
diesen mehrheitlich gehalten oder kont-
rolliert werden oder die in deren Namen 
oder auf deren Anweisung handeln, keine 
Trusts oder ähnliche Rechtsgestaltungen 
registriert werden oder Dienstleistungen 
in diesem Zusammenhang bereitgestellt 
werden (Art. 5m).

Sonstige Sanktionen: Neben den Sankti-
onen, die die Ein- und Ausfuhr von Gütern 
und darauf bezogene Dienstleistungen 
betreffen sowie den Beschränkungen in 
Bezug auf den russischen Finanzmarkt, 
enthält die VO  833/2014 insbesondere 
noch folgende weitere Sanktionen:

•	� Verbot, öffentliche Finanzmittel oder 
Finanzhilfen für den Handel mit Russ-

land oder für Investitionen in Russland 
bereitzustellen, Art. 2e Abs. 1 (dement-
sprechend hat die Bundesregierung 
Hermesbürgschaften und Investitions-
garantien für Russland gestrichen)

•	� Sendeverbot der von Russland finan-
zierten russischen Sender RT und 
Sputnik, Art. 2f in Verbindung mit 
Anhang XV

•	� Verbot, in Projekte zu investieren, die 
aus dem Russian Direct Investment 
Fund kofinanziert werden, Art. 2e Abs. 3

•	� Verbot für russische Luftfahrzeuge, 
den Luftraum der EU zu überfliegen 
oder im Hoheitsgebiet der Union zu 
starten oder zu landen, Art. 3d

•	� Verbot für Schiffe unter russischer 
Flagge sowie für Schiffe, die nach dem 
24. Februar 2022 ihre russische Flagge 
umgeflaggt haben, nach dem 16. April 
2022 Häfen im Gebiet der Union anzu-
laufen (mit Ausnahmen etwa im 
Zusammenhang mit Erdgas- und Erd-
öltransporten, dem Transport von 
pharmazeutischen, medizinischen 
und landwirtschaftlichen Erzeugnis-
sen und Lebensmitteln oder dem 
Transport atomarer Brennstoffe), 
 Art. 3e

•	� Verbot gegenüber in Russland nieder-
gelassenen Kraftverkehrsunterneh-
men, im Gebiet der Union Güter auf 
der Straße, einschließlich der Durch-
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fuhr, zu befördern (mit Ausnahmen 
etwa im Zusammenhang mit Erdgas- 
und Erdöltransporten sowie dem 
Transport von pharmazeutischen, 
medizinischen und landwirtschaftli-
chen Erzeugnissen und Lebensmit-
teln), Art. 3l.

Sanktionen betreffend die ukraini-
schen Gebiete Donezk und Luhansk

Durch die Verordnung (EU) 2022/263 vom 
23. Februar 2022 wurde der Handel mit 
Gütern und Dienstleistungen mit den 
ukrainischen Regionen Donezk und 
Luhansk beschränkt. Diese Verordnung 
hat im Wesentlichen denselben Inhalt wie 
die Krim-/Sewastopol-Verordnung (EU) 
Nr. 692/2014. So wird die Einfuhr von 
Waren mit Ursprung in den besetzten 
Gebieten in die EU untersagt (Art. 2). Dar-
über hinaus bestehen Verkaufs-/Ausfuhr-
verbote für bestimmte, in Anhang II der 
Verordnung gelistete Güter, wenn sie für 
die Verwendung in den Schlüsselberei-
chen Verkehr, Telekommunikation, Ener-
gie sowie Prospektion, Exploration und 
Förderung von Öl-, Gas- und Mineralres-
sourcen geeignet sind (Art. 4 Abs. 1).

Ferner wird die Erbringung von Dienst-
leistungen in Gestalt von technischer 
Hilfe, Vermittlungsdiensten und Finanz-
hilfen im Zusammenhang mit den in 
Anhang II aufgeführten Gütern untersagt 
(Art. 4 Abs. 2). Auch werden der Erwerb 
von neuen oder die Ausweitung einer 

bestehenden Beteiligung am Eigentum 
an Immobilien sowie die Gründung von 
Joint Ventures in den betreffenden Gebie-
ten verboten (Art. 3). Ebenso werden 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
tourismusbezogenen Aktivitäten in den 
ukrainischen Regionen Donezk und 
Luhansk verboten (Art. 6).

Zusammenfassung und  
Handlungsempfehlung

Die neuen EU-Russland-Sanktionen sind 
sehr weitreichend und schränken den 
erlaubten Handel mit Russland in 
beträchtlichem Maße ein. In Bezug auf 
die konkrete Auslegung einer Vielzahl 
von Sanktionsbestimmungen bestehen 
noch erhebliche Unsicherheiten. Zwar 
wurden mittlerweile erste FAQs der Euro-
päischen Kommission, des Bundesamtes 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle und 
der Deutschen Bundesbank veröffent-
licht. Viele Fragen bleiben aber weiterhin 
offen. Daher ist bei Transaktionen mit 
Russland-Bezug angesichts der weitrei-
chenden straf- und/oder ordnungswid-
rigkeitenrechtlichen Konsequenzen, die 
ein Verstoß gegen die Sanktionsvorschrif-
ten mit sich bringt, große Vorsicht gebo-
ten. Die Entwicklungen im Bereich der 
Russland-Sanktionen sollten zudem 
genau verfolgt werden, da im Falle einer 
weiteren Eskalation jederzeit weitere 
Sanktionen gegen Russland verhängt 
werden können.�
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Zertifizierung in 
der EAWU
Der Export von Waren in die 
Eurasische Wirtschaftsunion 
(EAWU) ist nicht ohne Weiteres 
möglich. Dafür bedarf es in den 
meisten Fällen bestimmter 
Genehmigungen. Die  
SCHNEIDER GROUP betreut 
internationale Kunden beim 
Markteintritt und der Expansion 
in Richtung Osten.

Mit über 182 Millionen Verbrau-
chern repräsentieren die fünf Nati-
onen der Eurasischen Wirtschafts-

union (Armenien, Belarus, Kasachstan,  
Kirgisistan, Russland) ein beachtliches 
ökonomisches Geschäftspotenzial.

Für die Einfuhr von Waren in die EAWU 
sind Genehmigungen erforderlich. Waren 
müssen den Qualitäts- und Sicherheitsan-
forderungen laut der technischen Regel-
werke (TR) der Zollunion entsprechen. Die 
mit Zertifizierungsregeln verbundenen 
Kosten sind ein Thema, das meist die finale 
Entscheidung über den tatsächlichen Ein-
tritt in den EAWU-Markt bestimmt. Je nach 
der Art des Produktes können unter-
schiedliche Konformitätsdokumente 
erforderlich sein. So erfolgt bspw. die Zer-
tifizierung von Winter- und Sommermüt-
zen getrennt; für eine Körpercreme wird 
ein völlig anderes Bewertungsverfahren 
angewendet und dokumentiert als für 
eine Körpercreme mit Bräunungseffekt. 
Daher können die kumulierten Zertifizie-
rungskosten erheblich sein und stark vari-
ieren.

Seit der Gründung der EAWU wird die 
Schaffung einheitlicher Anforderungen 
an Produkte auf Unionsebene verfolgt. 
Derzeit ist die technische Regulierung in 
den EAWU-Ländern noch zweistufig. 
Außerdem darf ein ausländischer Herstel-
ler selbst keine Konformitätsdokumente 
für seine Ware ausstellen. Dies kann nur 
durch seinen Vertragspartner in der EAWU 
erfolgen, der einen lokalen Anbieter im 

Bereich der Konformitätsbewertung 
beauftragt.

Schärfere Anforderungen

In den vergangenen Jahren sind die 
Anforderungen an die Beteiligten am Zer-
tifizierungsprozess verschärft worden. So 
wurden 2017 28% der Zertifizierungsstel-
len nicht reakkreditiert. 2019 lag der 
Anteil der zweifelhaften Organisationen, 
die aus dem Register ausgeschlossen wur-
den, bereits bei 60%. Im Jahr 2020 wurde 
nur der Status von 43% der Unternehmen 
bestätigt.

Beim Ausschluss eines Labors oder einer 
Zertifizierungsstelle aus dem Register 
besteht nicht nur die Gefahr, dass die Lie-
ferkontinuität durch die Aufhebung des 
ausgestellten Zertifikats unterbrochen 
wird. Es können je nach Art der Verstöße 
auch weitere Rechtsfolgen auftreten.

Wenn ein Dokument für Serienprodukte 
erforderlich ist, muss der Vertragspartner 
den Status der vom Hersteller für die Zerti-
fizierungszwecke autorisierten Person 
erlangen. Aufgrund des größeren Volu-
mens und der Häufigkeit der Lieferungen 
streben vor allem Distributoren diesen Sta-
tus an. Gleichzeitig bekommt der Distribu-
tor damit natürlich eine vorteilhaftere Posi-
tion gegenüber anderen Unternehmen. 

Ausländische Unternehmen haben 
jedoch die Möglichkeit, sich an einen 
unabhängigen Partner zu wenden, der 
ausschließlich für die Zertifizierung ver-
antwortlich sein soll. Dieser erteilt dann 
mit Zustimmung des Herstellers ausge-
wählten Importeuren das Recht zur Nut-
zung der Konformitätsbescheinigung. In 
diesem Fall erhält der Hersteller die Mög-
lichkeit, selbst zu kontrollieren, wer seine 
Produkte importiert, ohne in den Prozess 
der Produktkonformitätsbewertung 
involviert zu werden.

Beim Export in die fünf EAWU-Länder schauen die Zollbehörden ganz genau hin.
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Neue Russland-
Sanktionen: 
Vergleich EU-USA
Nach dem 25. Februar 2022 hat 
die EU als Antwort auf den völ-
kerrechtswidrigen Angriff auf die 
Ukraine zusätzliche Sanktionen 
gegen Russland und Belarus 
beschlossen (siehe unseren Bei-
trag in ExportManager 2/2022, 
S. 23 ff.). Welche Auswirkungen 
hat dieses EU-Embargo im  
Vergleich mit dem US-Russland-
Embargo für Exporteure in der 
EU und was bedeutet es für die  
Beratungspraxis? Ausgangsfall 1: D in Deutschland 

möchte eine nicht gelistete Anlage 
an R in Russland liefern. Diese Liefe-

rung enthält einen Schaltschrank, in dem 
sich Mikroprozessoren mit einer Taktfre-
quenz größer als 25 MHz befinden. Ist die-
ser Export nach Russland zulässig?

Abwandlung: Im Ausgangsfall 1 ist der 
Kunde in Russland die Firma Rosneft. Was 
ändert sich?

Ausgangsfall 2: D in Deutschland bestellt 
im Januar 2022 Stahlprodukte bei F in 
Frankreich, die auch noch veredelt wer-
den müssen. Im März 2022 werden diese 

– als die Veredelung gerade beginnen 
sollte – von französischen Behörden 
beschlagnahmt, weil die Mutter von F ein 
russischer Stahlkonzern ist, an dem der 
russische Oligarch O mehr als 50% der 
Anteile hält. Letzterer ist seit 28. Feb-
ruar  2022 gelistet. Kann D die Freigabe 
dieser beschlagnahmten Stahlprodukte 
verlangen?

Weitere Russland-Sanktionen von 
26. Februar bis 15. März 2022

Es gibt zahlreiche kleine Änderungsver-
ordnungen zur Russland-VO 833/2014: 

Sie führen zu einer Sperrung des Luft-
raums der EU für russische Flugzeuge (VO 
2022/334), einem Verbot der Nutzung von 
SWIFT für Zahlungsdienste von sieben 
russischen Banken (neuer Anhang XIV: 
Bank Otkritie, Novikombank, Promsvyaz-
bank, Bank Rossya, Sovcombank, VEB,  
VTB Bank) und einem Verbot der Liefe-
rung von Euro-Banknoten nach Russland 
(VO 2022/345), einem Sendeverbot der in 
Anhang XV gelisteten Sender (Russia 
Today und Sputnik, VO 2022/350), einem 
Verbot von Verkauf und Ausfuhr der in 
Anhang XVI gelisteten Güter der Schiff-
fahrt sowie einem Transaktionsverbot mit 
der russischen Zentralbank (VO 2022/394). 

Wichtige Änderungen zur Russland-VO 
enthält die VO 2022/428: die Neufassung 
von Art. 3 und 3a (Beteiligungsverbot am 
russischen Energie-Sektor), ein EU-Ein-
fuhrverbot für Eisen- und Stahlerzeug-
nisse (neuer Anhang XVII), ein Ausfuhrver-
bot von Luxusgütern nach Russland 
(neuer Anhang XVIII), ein Verbot aller 
Transaktionen mit staatseigenen Betrie-
ben, die im neuen Anhang XIX gelistet 
sind (zwölf Unternehmen, u.a. Rosneft, 
Transneft, Gazprom Neft, KAMAZ, Rostec), 
ein Verbot von Ratingdiensten sowie eine 
umfassende Ergänzung des Anhangs IV. 

Zudem wurde das Belarus-Embargo (die 
Belarus-VO 765/2006) durch die großen 
Änderungsverordnungen VO 2022/355 
und VO 2022/398 so angepasst, dass das 
Belarus-Embargo weitgehend dem Russ-
land-Embargo entspricht.

Die Russland-Embargos der EU und der USA ähneln sich an einigen Stellen, unterscheiden sich aber auch.
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Gleichzeitig kam es zu zahlreichen weite-
ren Listungen auf der Ukraine-VO 
269/2014; dies betraf mehrere Oligar-
chen, Minister Russlands und Vertraute 
Putins (VO 2022/336), russische Geschäfts-
leute (VO 2022/396), weitere russische 
Oligarchen/Firmenvertreter und zehn rus-
sische Firmen (VO 2022/427). Außerdem 
erfolgten eine Korrektur von Listungen 
(VO 2022/408) und eine Listung von bela-
russischen Militärs und Ministerialmitar-
beitern (VO 2022/353).

Durch den GASP-Beschluss 2022/338 wur-
den von der EU 450 Mio EUR für die Bereit-
stellung von Rüstung (im Rahmen der 
Europäischen Friedensfazilität) an die 
Ukraine genehmigt. Mit dem Durchfüh-
rungsbeschluss 2022/382 hat Brüssel 
einen Massenzustrom von Flüchtlingen 
festgestellt und einen vorübergehenden 
Schutz für diese Kriegsflüchtlinge aus der 
Ukraine eingeräumt.

Prüfungen nach EU-Recht und  
Vergleich mit dem US-Embargo 

Prüfung 1 – Dual-Use-Gut: Wenn es um 
ein gelistetes Dual-Use-Gut geht, ist die 
Ausfuhr grundsätzlich nach EU-Recht ver-
boten, falls es nicht um einen der sieben 
nicht militärischen Zwecke geht; sonst 
muss die Altvertragsregelung (durch bis 
zum 1. Mai 2022 zu beantragende BAFA-
Genehmigung) genutzt werden. Im US-
Recht ist dieser Prüfungspunkt insofern 
weiter, weil er auch direkte Produkte aus 

US-Software/US-Technologie (und aus 
US-Produktionsanlagen, die entspre-
chende direkte Produkte aus dieser US-
Software/-Technologie sind) einbezieht: 
Für ausländische Güter unter EAR-Juris-
diktion, die direkte Produkte aus US-Soft-
ware/US-Technologie bzgl. der Güterkate-
gorien 3 bis 9 der CCL (Commerce Control 
List) sind, besteht eine Genehmigungs-
pflicht, sofern Kenntnis über die Bestim-
mung Russland/Belarus besteht.

Und für ausländische Güter unter EAR-
Jurisdiktion, die direkte Produkte aus US-
Software/US-Technologie bzgl. aller 
Güterkategorien der CCL sind, besteht 
eine Genehmigungspflicht, falls der Käu-
fer ein militärischer Endverwender in 
Russland/Belarus ist (§ 746.8 EAR). Auch 
im US-Recht muss einer der genannten 
zugelassenen Verwendungszwecke (z.B. 
Flug- oder Schiffssicherheit, humanitäre 
Zwecke, Anträge für Lieferungen an US-
Tochtergesellschaften bzw. ausländische 
Töchter von US-Gesellschaften) vorliegen.

Prüfung 2 – spezifische Güterverbote: 
Im EU-Recht sind spezifische Lieferver-
bote nach Russland zu beachten: 
Anhang  II (Öl-Exploration), Anhang VII 
(Güter für militärische und technologi-
sche Stärkung Russlands), Anhang X 
(Güter für Erdölraffination), Anhang XI 
(Güter für Luft- und Raumfahrt), XVI (Güter 
der Seeschifffahrt), Anhang XVII (Eisen- 
und Stahlerzeugnisse: gegenwärtig ist 
dies nur ein Einfuhrverbot), XVIII (Luxus-
güter). Für jeden dieser Anhänge gibt es 

spezifische Altvertragsregelungen (mit 
oder ohne BAFA-Genehmigung). 

Das US-Embargo kennt vor allem Liefer-
verbote für Güter zur Ölförderung 
(§  746.5 EAR) und für Luxusgüter  
(§ 746.10 EAR).  Das US-Verbot für Luxus-
güter ist insofern weiter, weil es nicht nur 
Lieferungen nach Russland/Belarus 
betrifft, sondern es gilt auch weltweit für 
Lieferungen an russische Oligarchen (und 
„bösartige Akteure“), also auch bei Liefe-
rungen innerhalb eines Landes („in-coun-
try transfer“). Für den Bereich der Energie 
haben die USA umfassende Restriktionen 
erlassen, u.a. ein Verbot des Importes von 
Öl, LNG (Liquified Natural Gas), Kohle, 
Kohleprodukten, ein Verbot neuer Inves-
titionen im russischen Energiesektor, 
SDN-Listungen von Nord Stream 2 etc.

Prüfung 3 – Risiko Krim/Donezk: Spezi-
fische Beschränkungen sind nach EU-
Recht zu beachten, falls die Güter in die 
besetzten Ukraine-Regionen Krim  
(VO 692/2014) oder Donezk/Luhansk  
(VO 2022/263) gelangen könnten: Dann 
gilt ein Export- und Verkaufsverbot für 
Güter nach Anhang II (Güter für Verkehr, 
Telekommunikation, Energie, Öl- und 
Gasexploration/-förderung), ein EU-Ein-
fuhrverbot sowie bestimmte Verwen-
dungs- und Dienstleistungsverbote und 
sehr umfassende Investitionsverbote. Im 
US-Recht sind die Regelungen etwas 
strikter: Es gelten Genehmigungspflich-
ten für jeden Export in diese Regionen 
bzw. Transfer durch diese Regionen 

(§ 746.6 EAR) mit nur sehr wenigen Aus-
nahmen.

Prüfung 4 – sensitive Verwendungen: 
Nach EU-Recht sind sensitive Verwendun-
gen (vor allem: Catch-all, Militär, Öl) zu 
prüfen: Eine Genehmigung wird verboten 
bei potenziell militärischer Verwendung/
bei potenziell militärischem Nutzer, wenn 
eine Nutzung für Ölexplorationen fest-
steht oder wenn Anhaltspunkte für die 
Verwendung im Kontext mit ABC-Waffen/-
Trägern oder mit Nuklearanlagen beste-
hen. Die Prüfung nach US-Exportrecht ist 
hier weitgehend gleich.

Prüfung 5 – Personenprüfung: Nach 
EU-Recht besteht ein Verkaufs- und Lie-
ferverbot, wenn eine der in der Liefer-
kette involvierten Personen/Firmen oder 
Banken – unmittelbar oder mittelbar – 
auf EU-Sanktionslisten gelistet ist (vgl. v.a. 
VO 269/2014; vgl. auch die spezifischen 
Personenanhänge der Russland-VO 
833/2014, u.a. den neuen Anhang XIX). 
Nach US-Recht ist die Prüfung weitge-
hend gleich (vgl. SDN-Listungen,  
E.O. 13662 und die Ukraine-Related Sanc-
tions Regulations des OFAC).

Prüfung 6 – Finanzierungsprüfung: Im 
EU-Recht bestehen bei Krediten von min-
destens 30/90 Tagen Laufzeit und bei vie-
len Geldmarktinstrumenten Verbote, v.a. 
wenn sie von bestimmten Firmen oder 
Banken kommen; es gibt auch zahlreiche 
Investitionsverbote. Nach US-Recht ist die 
Prüfung weitgehend gleich (vgl. u.a. 
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THEMEN

LIEFERN

Directives 1–3 der SSI-Liste, die Directives 
unter E.O. 14024).

Lösung Ausgangsfall 1

Die Anlage von D ist nicht als Dual-Use-Gut 
gelistet. Es wird weiter davon ausgegan-
gen, dass die Anlage auch nicht von einem 
der Russland-Anhänge (vor allem nicht 
von Anhang VII) gelistet ist. Wenn aller-
dings auch Bestandteile der Anlage 
anhand von Anhang VII zu prüfen wären, 
hätte D ein Lieferverbot, weil Mikroprozes-
soren mit einer Taktfrequenz größer als 25 
MHz in Anhang VII gelistet sind. Es geht um 
ein Lieferverbot nach Art. 2a. Es ist verwir-
rend, dass sich anfangs Satz 3 der Präambel 
zu Anhang VII allein zu Art. 2b äußerte, 
obwohl Anhang VII ein Anhang für Art. 2a 
und 2b ist. Daher gab es zunächst die Auf-
fassung, dass vorsichtshalber auch alle 
Bestandteile der Anlage nach Anhang VII 
geprüft werden müssen. Demnach wäre D 
hier von der Altvertragsregelung abhängig 
gewesen, sodass er vor dem 1. Mai 2022 
eine BAFA-Genehmigung hätte beantra-
gen müssen. Inzwischen liegt eine Berich-
tigung durch den Gesetzgeber vor, sodass 
dies nicht mehr geprüft werden muss.

Abwandlung zu Ausgangsfall 1: Ist der 
russische Kunde jedoch die Firma Rosneft, 
ist es nach Art. 5 aa verboten, unmittelbar 
oder mittelbar Geschäfte zu tätigen. Denn 
Rosneft gehört zu den in Anhang XIX gelis-
teten Firmen. D ist jetzt abhängig von der 
Altvertragsregelung: Es muss um einen 

Vertrag gehen, der vor dem 16. März 2022 
geschlossen wurde, und die Lieferver-
pflichtung muss „bis zum 15. Mai 2022 
erfüllt“ sein. Falls der Zoll hierfür auf einer 
BAFA-Genehmigung besteht, stellt sich 
die Frage, ob es ausreicht, dass diese vor 
dem 15. Mai 2022 (oder einem früheren 
Datum) beim BAFA beantragt wurde. Vor-
aussichtlich wird sich das BAFA auf diese 
Auslegung nicht einlassen.

Lösung Ausgangsfall 2

Nach Art. 2 Abs. 1 VO 269/2014 werden 
sämtliche Gelder und wirtschaftlichen 
Ressourcen, die im Eigentum oder Besitz 
der in Anhang I Gelisteten sind oder von 
diesen gehalten oder kontrolliert werden, 
eingefroren. Stahl ist eine wirtschaftliche 
Ressource. Nach den FAQ der Bundesbank 
kann dieses Verfügungsverbot auch zu 
Beschlagnahmen führen; für die Umset-
zung ist aber nicht – wie es dort heißt – 
das BAFA zuständig, sondern hierfür sind 
(nach BAFA-Informationen) die Polizeibe-
hörden der Bundesländer zuständig. Da 
der Oligarch O seit dem 28. Februar 2022 
gelistet ist und über 50% der Anteile am 
Unternehmen F hält, wird F behandelt wie 
der gelistete Oligarch O, sodass auch ein 
Verfügungsverbot für F gilt. Demnach 
hätten die französischen Behörden den 
Stahl beschlagnahmen dürfen, wenn 
nicht das Eigentum am Stahl vorher auf 
den Käufer D übergegangen wäre. Sollte 
D noch nicht bezahlt haben, ist er im 
Zweifel noch nicht Eigentümer. D müsste 

mit den französischen Behörden verhan-
deln, ob sie bereit sind, die Altvertragsre-
gelung der VO 269/2014 entsprechend 
anzuwenden, weil D den Stahl gekauft 
hat, zwei Monate bevor O gelistet wurde.

„Täglich können sich die Russland-
Sanktionen verschärfen, sodass der 
gestern noch zulässige Russland-
Export morgen schon verboten ist. 
[...] Was nutzt das Einfrieren von Oli-
garchen-Eigentum, wenn dem keine 
Beschlagnahme folgt? Und warum 
nimmt bisher von den EU-Mitglie-
dern praktisch allein Deutschland 
diese Aufgabe nicht wahr?“

Resümee

Das Russland-Geschäft macht ständige 
Überprüfung notwendig. Täglich können 
sich die Russland-Sanktionen verschärfen, 
sodass der Russland-Export, der gestern 
noch zulässig gewesen war, morgen schon 
verboten ist. Dies ist bedauerlich, aber – 
angesichts des russischen Kriegs – unver-
meidlich. Beratungen durch Exportan-
wälte sind notwendig und unvermeidbar. 
Dass es bisher keine konsolidierten Fas-
sungen der vielen Änderungen der Russ-
land-VO erhältlich ist, erhöht weiter den 
Umsetzungsaufwand für die Exportfirmen 
und den Beratungsbedarf. Auch für die 
Genehmigungsbehörden ist die Situation 
nicht ganz einfach, weil noch Abstimmun-

gen für Auslegungen fehlen, sodass auch 
das geplante neue BAFA-Merkblatt zum 
Russland-Embargo noch etwas Zeit brau-
chen wird (eine BAFA-Matrix zu den beste-
henden Russland-Sanktionen findet sich 
HIER, Stand: 21. März 2022). 

Es bleibt zu hoffen, dass Zollämter nicht 
darauf beharren werden, dass sämtliche 
Russland-Exporte nur mit BAFA-Genehmi-
gung stattfinden dürfen – selbst dann, 
wenn keine Exportrisiken bestehen; denn 
dies führt zu einer unnötigen Überlastung 
des BAFA. Exporteuren sollte klar sein, 
dass wirklich sensitive Russland-Exporte – 
v.a. solche, bei denen es um Güter nach 
Anhang VII (Güter für die militärische und 
technologische Stärkung Russlands) oder 
Kunden nach Anhang XIX (vom russi-
schen Staat kontrollierte Unternehmen) 
geht – bald beendet werden müssen. 
Wegen der Altvertragsregelungen müs-
sen diese Russland-Geschäfte spätestens 
zum 1. Mai (BAFA-Antrag) bzw. zum  
16. Mai 2022 (hier ohne BAFA-Antrag) 
beendet werden. Gut wäre, wenn der 
deutsche Staat die Aufgabe der Beschlag-
nahme von Oligarchen-Eigentum ernst 
nehmen würde: Denn was nutzt das Ein-
frieren von Oligarchen-Eigentum, wenn 
dem keine Beschlagnahme folgt? Und 
warum nimmt bisher von den EU-Mit-
gliedstaaten praktisch allein Deutschland 
diese Aufgabe nicht wahr?�

Wegen aktueller Hinweise zum Russland-
Embargo vgl. HIER und zum EU-Exportrecht 
vgl. HIER

http://www.exportmanager-online.de
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Aussenwirtschaft/afk_embargo_russland_matrix.html?nn=8065706
https://www.hohmann-rechtsanwaelte.de/russland-embargo.html
https://www.hohmann-rechtsanwaelte.de/exportrecht-eu-aussenhandelsrecht-eg.html
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